
Bundeswehr 
bald überall im Einsatz?

• Weißbuch 2016: Weichenstellung für deutsche Führungsrolle

• Ein Schwarzbuch gegen Krieg und Aufrüstung

• Aufgaben der Bundeswehr nur nach Grundgesetz!

• Bundeswehr in den Städten?

• Militärstandorte in Deutschland und die Friedensbewegung 

Herausgeber:
Bundesausschuss
Friedensratschlag

 September - Oktober 2016/Nr. 5

F
o

to
s:

 U
w

e
 H

is
ch

 (
F

lic
kr

)



Inhalt Bundeswehr bald überall im Einsatz?

S C H W E R P U N K T  

Weißbuch 2016: Weichenstellung für deutsche 
Führungsrolle

   3

Schwarzbuch gegen Aufrüstung und Krieg    6

Bundeswehr in den Straßen?    8

I N T E R V I E W  

mit Florian Kling, Sprecher des Darmstädter 
Signals

10

F R I E D E N S B E W E G U N G  

Militärstandorte in Deutschland und die 
Friedensbewegung

 12

Eine kreative Aktion vor Ort: Musikalische 
AfriCom-Blockade

15

R U B R I K E N

Deutschlands globaler Horizont 5

Immer mehr Einsätze 7

Arbeitskreis / Soldaten im Darmstädter Signal 11

Informationen zur Friedensdemo am 8.10.2016
in Berlin

16

R E D A K T I O N E L L E  I N F O

Redaktionsschluss dieser Ausgabe: 5.9.2016

Die nächste Ausgabe erscheint am: 5.11.2016

I M P R E S S U M

Das Friedensjournal erscheint 6-mal jährlich 
und ist zum Spendenbeitrag von mindestens 15,00 
EUR über die Redaktionsanschrift zu beziehen.

Internetausgabe des Friedensjournals: 
www.frieden-und-zukunft.de/?Friedensjournal

ISSN 2193-9233

Herausgeber:
Bundesausschuss Friedensratschlag
Germaniastraße 14, 34119 Kassel
www.friedensratschlag.de

Redaktion:
Hugo Braun, Christine Buchholz, Lühr Henken, 
Dieter Lachenmayer, Werner Ruf, Bärbel Schindler-
Saefkow, Horst Trapp, Ewald Ziegler, 
V.i.S.d.P.: Karl-Heinz Peil

Redaktionsanschrift:
Friedens- und Zukunftswerkstatt e. V.
c/o Gewerkschaftshaus Frankfurt,
Wilhelm-Leuschner-Straße 69 –77,
60329 Frankfurt am Main,
Tel.: 0 69/24249950 · Fax: 0 69/24249951
e-Mail: Frieden-und-Zukunft@gmx.de

Kontoverbindung:
Friedens- und Zukunftswerkstatt e. V.
Frankfurter Sparkasse
IBAN: DE20 5005 0201 0200 0813 90
BIC: HELADEF1822

Liebe Leserinnen und Leser, 

das neue Bundeswehr-Weißbuch bildet

den  Schwerpunkt  dieser  Ausgabe.  Von

Lühr Henken wird dargestellt, welche in-

ternationale  Führungsrolle  Deutschland

damit anstrebt. Eine weitere Ausdehnung

weltweiter Einsätze, möglichst ohne par-

lamentarische  Hindernisse,  soll  damit

propagandistisch auf den Weg gebracht

werden. Nicht genug damit: Der Bundes-

wehr-Einsatz im Innern wird aktuell wie-

der  in  den  politischen  Diskurs  einge-

bracht. Dieses ist im Prinzip nichts Neu-

es,  jedoch werden die Intervalle,  in de-

nen das geschieht, immer kürzer. So je-

denfalls  unser  Autor  Martin  Kirsch,  der

vor allem anhand der jüngsten Terrorde-

batte nach dem Amoklauf von München

analysiert, wie weit fortgeschritten diese

Entwicklung  ist.  Dieses  erfolgt  ohne

Rücksicht  auf  grundgesetzliche  Restrik-

tionen – auch ohne Weißbuch, das dies-

bezüglich  keine  eindeutigen  Aussagen

beinhaltet.

 Die Weißbuch-Veröffentlichung haben

wir  zum  Anlass  genommen,  einen  klei-

nen  Teil  der  Friedensbewegung  vorzu-

stellen,  die  sich  innerhalb  der  Bundes-

wehr gegen die im neuen Weißbuch ma-

nifestierten  Entwicklungen  stellt.  Florian

Kling  -  Sprecher  des  Darmstädter  Si-

gnals - beantwortete unsere Interviewfra-

gen zum Weißbuch und der Ausweitung

der  Bundeswehr-Einsätze  im  In-  und

Ausland. 

 Die Umsetzung des von der Regierung

unterstützten NATO-Ziels, den deutschen

Wehretat  von derzeit  1,2% auf  2% des

Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen, würde

eine  massive  Aufrüstung  der  Bundes-

wehr drohen und der Wehretat von der-

zeit  knapp 35 auf 60 Mrd. Euro anstei-

gen. Dieses ergibt sich aus dem von der

Linksfraktion im Bundestag am 2.9. vor-

gestellten  Schwarzbuch,  das  Christine

Buchholz als Mitautorin in ihrem Beitrag

vorstellt.  Deutschland  würde  so  seinen

Anspruch  als  europäische  Führungs-

macht auch militärisch umsetzen können.

Das  Weißbuch  als  wichtigstes  sicher-

heitspolitisches Dokument stellt dafür ge-

rade die Weichen. Ein Grund mehr,  am

8.  Oktober  an  der  bundesweiten  Frie-

densdemonstration  ausgehend  vom

Alexanderplatz / Ecke Otto-Braun-Straße

teilzunehmen.  Das  Motto:  „Die  Waffen

nieder!“  Weitere  Infos  zur  geplanten

Demo finden  sich auf  der  letzten Seite

dieser Ausgabe. 

 Ein weiteres Thema für die Friedens-

bewegung  stellt  die  Aktionsorientierung

dar,  die sich an Militärstandorten ergibt.

Anhand einer  Auswertung von Aktionen

der  zurück  liegenden Monate analysiert

Karl-Heinz Peil,  wie sich die örtlich und

regional  vorhandenen  Widerstände  ge-

gen Militärstandorte für bundesweite Zu-

spitzungen eignen. Passend dazu haben

wir  einen  Erfahrungsbericht  von  Elsa

Rassbach  zur  jüngsten  Aktion  vor  dem

AfriCom in Stuttgart aufgenommen. (Die

Seite  des  Friedensnetzes  Baden-Würt-

temberg  an  dieser  Stelle  entfällt

diesmal).

 Die jüngsten Landtagswahlen mit dem

erschreckenden Aufstieg der AfD zeigen

auf, dass der gegen Fremdenfeindlichkeit

und Rassismus zu intensivieren ist. Die-

ses  ist  nur  dann  konsequent  möglich,

wenn  wir  die  Forderung  nach  sozialer

Gerechtigkeit im globalen Kontext thema-

tisieren.  Der  soziale  Sprengstoff  durch

das Flüchtlingsthema entsteht schließlich

vor  allem  dadurch,  dass  die  meisten

Flüchtenden  auf  dem  Weg  nach

Deutschland Opfer der Kriegsführung in

Ländern  wie  Syrien  und  Afghanistan

sind, woran die deutsche Politik einen er-

heblichen Anteil hat. Deshalb lautet auch

das Motto des kommenden Friedensrat-

schlages: Für Frieden, Abrüstung und so-

ziale Gerechtigkeit.
Die Redaktion
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Weißbuch 2016: Weichenstellung für deutsche Führungsrolle
von Lühr Henken, Bundesausschuss Friedensratschlag, Berlin

Das  „Weißbuch  zur  Sicherheits-

politik  und  zur  Zukunft  der  Bundes-

wehr“ ist im Selbstverständnis der Bun-

desregierung das „oberste sicherheits-

politische  Grundlagendokument

Deutschlands.“  Das  letzte  Weißbuch

von 2006 steckte  einen  Zeitraum von

10 Jahren ab, das davor war sogar von

1994.  Weißbücher  werden  nach  epo-

chalen  Einschnitten  –  oder  was  man

dafür  hält  -  neu  formuliert.  Das  letzte

von  2006  nach  „9/11“,  das  von  1994

nach dem Ende der Blockkonfrontation.

Und das neue?

Die Begründung für die Neufassung

eines  Weißbuches  gab  im  Februar

2015  Verteidigungsministerin  von  der

Leyen,  indem sie  auf  die  „Umwälzun-

gen im Nahen Osten und auf  die  ag-

gressive Politik  Russlands in  Osteuro-

pa“  verwies.  Diese  beeinflussten  die

deutsche  Sicherheitslage.  Sekundiert

von  ihrem  Kollegen  Steinmeier  und

dem  Bundespräsidenten  hatte  sie  ein

Jahr zuvor  auf  der  „Münchner  Sicher-

heitskonferenz“  bereits  gefordert,

Deutschland  müsse  stärkere  außen-

politische  Verantwortung  übernehmen,

und angekündigt das Land „wolle seine

sicherheitspolitische  Führungsverant-

wortung  ‚aus  der  Mitte  heraus‘  wahr-

nehmen.“ 

Weltweite Unterstützung von
Kriegen

Damals  wie  heute  kein  Wort  zur

deutschen  Kriegsunterstützung:

Schweigen zum deutschen Ja im NA-

TO-Rat zum Krieg gegen Libyen (trotz

Enthaltung im UN-Sicherheitsrat), keine

Selbstkritik  an  der  aktiven  Rolle

Deutschlands im Rahmen der „Freunde

Syriens“, um die syrische Regierung zu

stürzen (unter Einschluss kriegerischer

Mittel), kein Wort zur deutschen Rolle,

der ukrainischen Regierung unter Janu-

kowitsch  ein  EU-Assoziierungsabkom-

men  aufzunötigen,  was  die  Spaltung

des Landes manifestiert, kein Wort zum

Rechtsputsch in Kiew und vieles mehr.

Der  deutsche  Anteil  an  den  Kriegen

und  Krisen  der  jüngeren  Geschichte

wird völlig ausgeblendet. Das zeigt sich

auch  exemplarisch  am  Vorwort  der

Kanzlerin im neuen Weißbuch: 

„Die Welt im Jahr 2016 ist eine Welt

in  Unruhe.  Auch  in  Deutschland  und

Europa spüren wir die Folgen von Un-

freiheit, Krisen und Konflikten in der un-

mittelbaren  Nachbarschaft  unseres

Kontinents.  Wir  erleben  zudem,  dass

selbst in Europa Frieden und Stabilität

keine  Selbstverständlichkeit  sind.“

Leerformeln,  keine  Akteure,  einseitige

Darstellungen,  Ursachenforschung

Fehlanzeige – aber  ein neues Sicher-

heitskonzept muss her.

Die Veränderungen gegenüber dem

letzten  Weißbuch von 2006 sind  zum

Teil gravierend.

Um die Bevölkerung über die Neue-

rungen des Weißbuches ins Bild zu set-

zen,  wurde  Ende  Mai  ausgewählten

transatlantisch  ausgerichteten  deut-

schen  Leitmedien  der  Entwurf  des

Weißbuches  überreicht.  Die  FAZ,  die

Süddeutsche und Springers „Die Welt“

machten exzessiven Gebrauch von ih-

rem Exklusivrecht – noch vor den Ab-

geordneten  des  Deutschen  Bundesta-

ges.  Die  FAZ  titelte:  „Weißbuch:

Deutschland  als  Gestaltungsmacht.“

Stefan Kornelius resümiert in der Süd-

deutschen: „Das neue Weißbuch ist –

gemessen an seinen Vorgängern – von

neuer Klarheit. Noch nie seit dem Zwei-

ten  Weltkrieg  hat  sich  das  Land  so

deutlich  zu  seiner  führenden  Rolle  in

der  Welt  (sic!)  bekannt  und  daraus

auch  eine  sicherheitspolitische  Ver-

pflichtung abgeleitet.“

Die  FAZ  schreibt:  „Der  neue  Text

[…] sieht Deutschland ‚aufgrund seiner

wirtschaftlichen, politischen und militäri-

schen  Bedeutung‘  in  der  Verantwor-

tung, ‚die globale Ordnung aktiv mitzu-

gestalten‘.  In  Europa  werde  Deutsch-

land  zunehmend  als  globaler  Akteur

wahrgenommen:  Daraus ergäben sich

wachsende  Handlungsmöglichkeiten,

aber  auch  größere  Verantwortung.“

Dazu eine Anmerkung: Es ist eine seit

25 Jahren praktizierte Methode, den ei-

genen Machtanspruch hinter Forderun-

gen, die von anderen kommen, zu ver-

stecken. Am deutlichsten hatte den ei-

genen  weltweiten  Machtanspruch  be-

reits Verteidigungsminister Rühe in den

Verteidigungspolitischen  Richtlinien

(VPR) 1992 formuliert:  „Wenn [...]  der

Frieden  gefährdet  ist,  muss  Deutsch-

land  auf  Anforderung  der  Völkerge-

meinschaft auch militärische Solidarbei-

träge  leisten  können.  Qualität  und

Quantität  der Beiträge bestimmen den

politischen  Handlungsspielraum

Deutschlands  und  das  Gewicht,  mit

dem die deutschen Interessen interna-

tional  zur  Geltung  gebracht  werden

können.“ Das heißt im Klartext: Je mehr

Bundeswehr  in  Auslandseinsätze  ge-

schickt wird, desto größer ist die deut-

sche Machtausbreitung weltweit. 

Weiter schreibt die FAZ: „Im vorigen

[…]  Weißbuch  […]  war  bescheidener

noch  von  einer  ‚wichtigen  Rolle‘

Deutschlands  ‚für  die  künftige  Gestal-

tung Europas‘ die Rede, ergänzt um ein

unbestimmtes  ‚und  darüber  hinaus‘.

Damals wurde  die traditionelle  Formel

wiederholt,  Deutschland  wolle  in  EU

und  NATO  ein  ‚verlässlicher  Partner

sein‘. Der aktuelle Text hingegen greift

viel weiter aus“, schreibt die FAZ. Wie

weit er geht, fasst Kornelius in der Süd-

deutschen zusammen:  „Da präsentiert

sich eine selbstbewusste und fordernde

Nation,  die  eigene  Spuren  in  der  Si-

cherheitspolitik  ziehen  möchte  und

einen  Anspruch  anmeldet  zur  Gestal-

tung Europas und der westlichen Bünd-

nisse. Das hat zwar jede Bundesregie-

rung bisher auch schon getan – nur so

deutlich gesagt hat es noch keine.“ Kor-

nelius hebt hervor, dass bei der Interes-

sendefinition  Deutschlands  „an  dritter

Stelle  bereits  –  Prosperität  und unge-

hinderter Welthandel“ stehen. „Will hei-

ßen“,  so  der  Außenpolitik-Chef  der

Süddeutschen: „Die Freiheit der Meere

und die Versorgung mit Rohstoffen ste-

hen im Interessenkatalog ganz oben.“

Rüstungsausgaben: steil 
nach oben

Das Weißbuch ist  meist  allgemein

formuliert, bleibt im Ungefähren, wo es

jedoch ums Geld geht, wird es konkret.

An  zwei  Stellen  wird  hervorgehoben,

dass Deutschland dem Ziel verpflichtet

bleibe,  seinen Wehretat ‚langfristig‘ an

die  Zielgröße  von  zwei  Prozent  des

Bruttoinlandsprodukts  (BIP)  ‚anzunä-

hern‘.  Langfristig  bedeutet  übersetzt:
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bis 2024. Auf dem NATO-Gipfel in Wa-

les 2014 wurde  dieses Ziel  mit  einer

Laufzeit  von  10  Jahren  mit  Zustim-

mung  der  Kanzlerin  bekräftigt.  Für

Deutschland würde das den Wehretat

gewaltig erhöhen. Nach NATO-Kriteri-

en betrugen 2014 die deutschen Mili-

tärausgaben 34,7 Mrd.  Euro,  was  ei-

nem Anteil  von 1,19 Prozent  am BIP

von 2.920 Mrd. Euro bedeutet. Bei ei-

nem Anstieg auf 2 Prozent am BIP er-

rechnen sich rund 60 Mrd. Euro Militär-

ausgaben für das Jahr 2024, wenn das

BIP bis dahin moderat auf 3.000 Mrd.

Euro  steigen  würde.  Bundeskanzlerin

Merkel bekräftigte in ihrer Regierungs-

erklärung  am  6.7.2016  noch  einmal

das  Zwei-Prozent-Ziel  und  betonte,

dass  die  Regierung  am  Vortag  „im

neuen Finanzplan […] eine signifikante

Erhöhung von 37,1 Mrd. Euro im Jahr

2016  auf  rund  39 Mrd.  Euro  im  Jahr

2017“  vorsehe.  Die  Bundesregierung

meint  es  also  ernst.  Würde  ihr  Plan

Realität, stiegen die Ausgaben für die

Bundeswehr bis 2024 um zwei Drittel

an.  In  dem  Maße  wird  der  Bundes-

haushalt  bis dahin nicht  wachsen,  so

dass andere Ressorts für die Bundes-

wehr  bluten  müssen.  Das  bedeutet

massive  Einschnitte  im  sozialen  Be-

reich  zugunsten  des  Militärs.  Gehen

Merkels Pläne auf, würde Deutschland

Großbritannien  und  Frankreich  über-

holen und damit zur größten NATO-Mi-

litärmacht  in  Europa  werden.  Der

Grund:  die  BIP  dieser  Länder  liegen

etwa jeweils um ein Drittel unter dem

deutschen.  Das  Weißbuch stellt  hier-

mit die Weichen auf eine deutsche mi-

litärische  Großmacht  mit  weltpoliti-

schem  Gestaltungsanspruch  –  inner-

halb von NATO und EU versteht sich.

Führungsrolle bei Militär-
einsätzen angestrebt

Auffallend  häufig,  und  das  ist  ein

Novum in der Bundeswehrgeschichte,

wird die Bereitschaft formuliert, bei Mi-

litäreinsätzen  die  Führung  überneh-

men zu wollen: „Deutschland ist bereit,

sich früh, entschieden und substanziell

als  Impulsgeber  in  die  internationale

Debatte  einzubringen,  Verantwortung

zu leben und Führung zu übernehmen.

Dazu gehört auch die Bereitschaft, zur

Bewältigung  heutiger  und  zukünftiger

sicherheitspolitischer sowie humanitär-

er  Herausforderungen  beizutragen.“

Konkret: „Auch als  Führungsnation –

zur  NATO Response  Force  mit  ihrer

2014  beschlossenen  und  mittlerweile

voll  einsatzfähigen  besonders  schnell

verlegbaren  Eingreiftruppe  (VJTF),“

gemeint  ist  die „superschnelle  Speer-

spitze“.  Das  sei  ein  Beitrag,  „um die

NATO-Fähigkeiten  bei  Abschreckung

und  kollektiver  Verteidigung  zu  stär-

ken.“ 

Gravierend sind die Haltungsände-

rungen gegenüber  unserem östlichen

Nachbarn.  Während  noch  im  Weiß-

buch 2006 das Ziel war,  „eine dauer-

hafte  und  belastbare  Sicherheitspart-

nerschaft  mit  Russland zu  entwickeln

und zu vertiefen“ und von Russland als

„herausgehobener  Partner  von NATO

und EU“ gesprochen wurde, stellt das

neue Weißbuch fest, Russland wende

„sich  […]  von  einer  engen  Partner-

schaft mit dem Westen ab“ und betone

„strategische Rivalität.“

Drohkulisse gegenüber 
Russland

Ohne  das  russische  Verhalten  in

einen historischen Kontext zu stellen -

um nur  die  augenfälligsten  Gescheh-

nisse  zu  benennen,  die  NATO-  und

EU-Ostererweiterungen,  die  Weige-

rung  der  NATO,  den  angepassten

KSE-Abrüstungsvertrag zu ratifizieren,

die  Kündigung  des  ABM-Vertrages

durch  die  USA,  die  US-Aufrüstung

zum  „Prompt-Global-Strike“,  die  Mo-

dernisierung der US-Atomwaffen oder

die  versprochene  Mitgliedschaft  der

Ukraine in der NATO - postuliert  das

Weißbuch,  Russland stelle  „die  euro-

päische Friedensordnung offen in Fra-

ge“, indem es bereit  sei „die eigenen

Interessen“  auf  der  Krim  und  in  der

Ostukraine  „gewaltsam  durchzuset-

zen.“  Dies habe „tiefgreifende Folgen

für die Sicherheit in Europa und damit

auch für die Sicherheit Deutschlands.“ 

Wörtlich heißt es im Weißbuch: „In-

ternational  präsentiert  sich  Russland

als  eigenständiges  Gravitationszen-

trum  mit  globalem  Anspruch.  Hierzu

gehört auch eine Erhöhung russischer

militärischer Aktivitäten an den Außen-

grenzen von Europäischer Union (EU)

und  Nordatlantischer  Allianz  (NATO).

Im Zuge einer umfassenden Moderni-

sierung  seiner  Streitkräfte  scheint

Russland  bereit,  an  die  Grenzen  be-

stehender  völkervertraglicher  Ver-

pflichtungen zu gehen. Der zunehmen-

de  Einsatz  hybrider  Instrumente  zur

gezielten  Verwischung  der  Grenze

zwischen  Krieg  und  Frieden  schafft

Unsicherheit  in  Bezug  auf  russische

Ziele.  […]  Ohne  eine  grundlegende

Kursänderung wird Russland somit auf

absehbare  Zeit  eine  Herausforderung

für  die  Sicherheit  auf  unserem Konti-

nent darstellen. Zugleich verbindet Eu-

ropa mit Russland aber nach wie vor

ein breites Spektrum gemeinsamer In-

teressen  und  Beziehungen.“  Deshalb

wird  an  anderer  Stelle  im  Weißbuch

betont: „Deutschland hält am langfristi-

gen  Ziel  einer  strategischen  Partner-

schaft zwischen der NATO und Russ-

land fest. Bis auf Weiteres erfordert die

derzeitige  Politik  der  Russischen  Fö-

deration, für die beispielhaft die Anne-

xion der Krim steht und die in ihrer ak-

tuellen  Doktrin  die  NATO zur  Gefahr

erklärt,  einen  Doppelansatz:  Dieser

besteht  aus  glaubwürdiger  Abschre-

ckung  und  Verteidigungsfähigkeit  so-

wie aus der Bereitschaft zum Dialog.“

Hier  zaubert  die  NATO wieder  einen

alten Hut aus dem Kalten Krieg hervor.

Der „Harmel-Bericht“ von 1967 sah die

Gleichzeitigkeit  von  aggressiver  (ato-

marer)  NATO-Aufrüstung  und  Ge-

sprächsangebote  an  die  Sowjetunion

vor.  Das  mündete  zwar  einerseits  in

den  KSZE-Prozess,  löste  anderseits

jedoch  einen  bis  dato  unbekannten

atomaren  NATO-Aufrüstungsboom

aus, der die Welt mit dem „Victory-is-

Possible“-Programm  unter  US-Präsi-

dent Reagan in den 1980er Jahre an

den  Rand  des  Atomkriegs  brachte.

Strategische  Partnerschaft  sieht  an-

ders aus. 

Fazit

Das Weißbuch markiert  eine epo-

chale Wende: Erheblich mehr Rüstung

und  Auslandseinsätze  sollen  einen

machtpolitischen  Anspruch  Deutsch-

lands im Rahmen von NATO und EU

weltweit durchsetzen. Die militärischen

Instrumente  dafür  stehen  in  wenigen

Jahren  zur  Verfügung.  Es  sei  denn,

diese  düstere  Aussicht  setzt  Gegen-

kräfte frei, die das verhindern. Auftakt

dafür könnte die Demonstration in Ber-

lin am 8. Oktober sein.
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  Deutschlands globaler Horizont Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass andere EU-Staaten

im Zuge der Zusammenführung der Rüstungsindustrien auf

ihre "technologische Souveränität" zu verzichten haben. 

Schließlich dringt das Weißbuch darauf, auch auf EU-Ebe-

ne die Einbindung ziviler Organisationen und Institutionen

in die militärischen Planungen voranzutreiben. Die "Integra-

tion ziviler und militärischer Fähigkeiten" müsse intensiviert

werden,  heißt  es:  "Zur Stärkung der Reaktions- und Ein-

satzfähigkeit der EU im zivilen und militärischen Bereich"

strebe  man  "mittelfristig  ein  ständiges  zivil-militärisches

operatives  Hauptquartier  und  damit  eine  zivil-militärische

Planungs-  und Führungsfähigkeit  an".  Dies sei  "in dieser

Weise noch nicht in den EU-Mitgliedstaaten vorhanden".

Strategiefähigkeit

In Vorbereitung auf  künftige Kriege nimmt das Weißbuch

schließlich  auch  Deutschlands  innere  Formierung  in  den

Blick. Erkennbar ist ein Mix aus einer Straffung der tatsäch-

lichen  Entscheidungswege  bei  gleichzeitiger  Ausweitung

des strategisch nutzbaren Umfelds. 

So soll der Bundessicherheitsrat, ein exklusives Gremium,

dem die Kanzlerin, der Kanzleramtschef und die mächtigs-

ten Minister angehören, aufgewertet werden. Er werde sich

in Zukunft "kontinuierlicher mit strategischen Fragen" befas-

sen, "um seine Rolle als strategischer Impulsgeber weiter

zu stärken", heißt es; damit werden entscheidende Fragen

der  deutschen  Außenpolitik  dem  parlamentarischen  Feld

noch stärker als bisher  entzogen und zur  Domäne eines

kleinen Zirkels in Berlin. 

Außerdem sollen die "Kompetenzen" der Regierung "in den

Bereichen strategische Vorausschau, Steuerung und Eva-

luierung ausgebaut und miteinander verknüpft werden", um

die staatliche "Strategiefähigkeit" zu verbessern. Da einer-

seits Auslandsinterventionen häufig als Eingriffe zur Beile-

gung von Krisen legitimiert werden, andererseits aber Ge-

genschläge  zu  echten  Krisen  im  Inland  führen  können,

sieht das Weißbuch vor, dass "Prioritäten des Krisenmana-

gements ...  und gemeinsame Handlungsansätze  für  kon-

krete Krisenlagen in  geeigneten ...  Gremien abgestimmt"

werden. " […]

Im Schadensfall

Dies  bezieht  ausdrücklich  nichtstaatliche  Milieus  ein.  So

heißt es im Weißbuch, "zur Gewährleistung von Sicherheit

und Stabilität" müsse die "Zusammenarbeit zwischen Bun-

deswehr und staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren" in-

tensiviert werden - etwa durch den "Aufbau eines Netzwer-

kes", in das gesellschaftliche Kräfte unterschiedlichster Art

integriert werden. "Im Schadensfall", also wenn ein Gegen-

schlag gegen äußere Aggressionen des deutschen Staates

erfolgt, müsse "gesellschaftlicher Selbstschutz und Selbst-

hilfe" staatliche "Bewältigungsmaßnahmen" ergänzen. Da-

bei gehe es nicht nur um materielle Schäden, sondern auch

um die "öffentliche Meinung", die "vielfach Versuchen exter-

ner Einflussnahme ausgesetzt" sei. [...] 

Quelle: German Foreign Policy, 15.7.2016 
 

Das neue Bundeswehr-Weißbuch fordert Maßnahmen zur

Vorbereitung  der  deutschen  Gesellschaft  auf  erwartete

Gegenschläge  gegen  deutsche  Auslandsinterventionen.

Um "Deutschlands Handlungsfreiheit zu erhalten",  müss-

ten "Staat, Wirtschaft und Gesellschaft ihre Widerstands-

und Resilienzfähigkeit erhöhen" - mit dem Ziel, nicht näher

erläuterte  etwaige  "Schadensereignisse",  die  auf  die

"Handlungen"  Berlins  folgten,  "absorbieren  zu  können",

heißt es in dem Dokument. 

Das Weißbuch, das in seinem Hauptteil  die strategische

Grundorientierung  der  Bundesrepublik  vornimmt,  fordert

zudem eine Straffung der strategischen Entscheidungsfin-

dung und eine stärkere Einbeziehung ziviler Kräfte in die

Realisierung der staatlichen Strategien. 

Auf EU-Ebene dringt es auf umfassende Maßnahmen zur

Verflechtung der nationalen Streitkräfte der Mitgliedstaaten

und  zur  Bündelung  der  nationalen  Rüstungsindustrien;

Deutschland allerdings müsse seine "Schlüsseltechnologi-

en" im Wehrbereich behalten. [...]

Die Europäische Kriegsunion

Zu den Forderungen, die sich aus dem neuen Weißbuch

der Bundeswehr ergeben, gehört eine weitere Militarisie-

rung  der  EU.  "Als  Fernziel  strebt  Deutschland  eine  ge-

meinsame Europäische Sicherheits- und Verteidigungsuni-

on an", heißt es in dem Papier. "Auf dem Weg zu dieser"

setze  man "auf  die  Nutzung  aller  durch den Lissaboner

Vertrag eröffneten Möglichkeiten" zur intensiveren militäri-

schen Kooperation; vor allem solle "das engmaschige und

vielfältige bi-  und multilaterale verteidigungs- und militär-

politische Beziehungsgeflecht  der EU-Mitgliedstaaten un-

tereinander" ausgebaut werden. 

Als Beispiele für die erwünschte engere Zusammenarbeit

der  nationalen  Streitkräfte  innerhalb  der  EU  führt  das

Weißbuch bestehende Formen der "Streitkräfteintegration"

auf, etwa die Deutsch-Französische Brigade, "dauerhafte

wechselseitige  Truppenunterstellungen  wie  zum  Beispiel

zwischen Deutschland und den Niederlanden sowie  zwi-

schen  Deutschland  und  Polen"  oder  die  "Bereitstellung

multinationaler Kommandostrukturen" wie im Fall des Mul-

tinationalen Kommandos Operative Führung in Ulm. [...]

Zivil-militärische Führung

Darüber  hinaus  verlangt  das  Weißbuch  die  "Europäisie-

rung" der Rüstungsindustrie. Es gelte, "militärische Fähig-

keiten gemeinsam zu planen, zu entwickeln, zu beschaffen

und bereitzustellen", heißt es; dazu sei "eine weitergehen-

de Restrukturierung und Konsolidierung der Verteidigungs-

industrien in Europa erforderlich". 

Allerdings legt Berlin Wert darauf, dass "nationale Schlüs-

seltechnologien"  in Deutschland verbleiben; es gehe dar-

um, "die eigene technologische Souveränität ... zu bewah-

ren", um so "die militärischen Fähigkeiten und die Versor-

gungssicherheit der Bundeswehr ... technologisch und wirt-

schaftlich sicherzustellen".
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Schwarzbuch gegen Aufrüstung und Krieg 
von Christine Buchholz, MdB DIE LINKE, Berlin

In dem im Juli 2016 erschienenen

„Weißbuch  zur  Sicherheitspolitik  und

zur Zukunft der Bundeswehr“ heißt es,

Deutschlands  Sicherheitspolitik  stehe

vor „ganz unterschiedlichen Herausfor-

derungen neuer  Qualität“.  Zudem fin-

det unter dem Begriff  „hybride Bedro-

hungen“ eine Vermischung innerer und

äußerer  Sicherheit  statt.  Letztendlich

zielen  diese  Darstellungen  auf  mehr

Personal,  Geld und Kompetenzen für

den  deutschen Militärapparat  ab.  Die

Linksfraktion  begegnet  diesem  milita-

ristischen  Vorstoß  daher  mit  dem im

September,  in  Kooperation  mit  der

Rosa Luxemburg Stiftung, erscheinen-

den  Schwarzbuch  zur  deutschen  „Si-

cherheitspolitik“. Im Folgenden gibt es

einen kleinen Überblick über einige der

Inhalte  des  Schwarzbuchs:  Der  My-

thos  des  humanitären  Einsatzes  und

der,  dem  passiven  Deutschland  von

außen praktisch aufgezwungenen, „si-

cherheitspolitischen  Verantwortung“

wird entlarvt, indem die Interessen und

Motive  hinter  der  deutschen  Militär-

politik durchleuchtet werden. So heißt

es  schon  in  den  Verteidigungspoliti-

schen  Richtlinien  von  1992  Deutsch-

land sei  eine „Nichtnuklearmacht und

kontinentale  Mittelmacht  mit  weltwei-

ten Interessen“. Da es sich allerdings

alleine  nicht  behaupten könne bedarf

es einer  „Bündnisbindung an die Nu-

klear- und Seemächte der nordatlanti-

schen Allianz“. Zu den vitalen Sicher-

heitsinteressen  Deutschlands  gehört

dabei auch der „un-

gehinderte  Zugang

zu  Märkten  und

Rohstoffen  in  aller

Welt“. Um innerhalb

der  Nato-Bündniss-

trukturen  glaubwür-

dig zu sein und auf

gleicher  Augenhö-

he  mit  ihren  Ver-

bündeten  verhan-

deln zu können be-

nötigen  die  Herr-

schenden  Deutsch-

lands  daher  ein

schlagkräftiges Mili-

tär. Dabei geht es letztendlich nicht um

Menschenrechte  oder  Demokratie,

sondern um eben jene „vitalen Sicher-

heitsinteressen“  wie  den  Zugang  zu

Märkten und Rohstoffen sowie günsti-

ge geostrategische Positionen.

Der Kampf um die Köpfe

Ein  wichtiges  Hindernis,  das  die

Befürworter  der  Militarisierung

Deutschlands überwinden müssen, ist

der  Unwille  der  deutschen  Bevölke-

rung eine durch Aufrüstung und Krieg

bestimmte  Politik  mitzutragen.  Dies

zeigt sich an den großen antimilitaristi-

schen Protesten, von den Demonstra-

tionen  gegen  den  Nato  Doppelbe-

schluss  bis  zu  den  Protesten  gegen

die Irakkriege.  In  einer  im Jahr  2014

von  Infratest  Dimap  durchgeführten

Meinungsumfrage  sind  nur  22%  der

Bevölkerung der Meinung Deutschland

solle  in  internationalen  Krisen  militä-

risch  eingreifen.  Das  Schwarzbuch

zeichnet nach, wie deutsche Regierun-

gen  seit  der  Wiedervereinigung  ver-

suchten  die  deutsche  Bevölkerung

durch eine „Salamitaktik“ von kleinen,

scheinbar  humanitären  Einsätzen  der

Bundeswehr  an  Auslandseinsätze  zu

gewöhnen.  Dies  gipfelte  im  Afghani-

stan-Einsatz der Bundeswehr im Rah-

men der ISAF. Zwar wurde auch die-

ser  Einsatz  als  „humanitär“  und  dem

Wiederaufbau dienend verschleiert, je-

doch stellte er in der Realität die erste

größere  Erfahrung  der  Bundeswehr

mit Gefechtssituationen und deren Fol-

gen dar. Somit ermöglichte er es den

Militärs  nicht  nur  Erfahrungen in  Ge-

fechtssituationen  zu  sammeln,  son-

dern stellte auch eine Gelegenheit dar,

die  deutsche Bevölkerung wieder  mit

dem Krieg und dessen tödlichen Kon-

sequenzen  vertraut  zu  machen.  Eine

ähnliche Motivation zeigt sich auch in

den  Kommentaren  Ursula  von  der

Leyens  zu  den  Waffenlieferungen  an

die kurdischen Peschmerga im Nordi-

rak.

.Laut von der Leyen gehe es weni-

ger darum welche Waffe am Ende ge-

liefert  werde,  sondern  darum  „Tabus

beiseite zulegen und offen zu diskutie-

ren“. Die Situation in Afghanistan, als

auch in Syrien und Irak zeigt  jedoch,

wie faul die Darstellung der von außen

an Deutschland und den Westen her-

angetragenen  „Sicherheitsbedrohun-

gen“ wirklich ist.

Die verheerende Bilanz 
militärischer Interventionen

Die Besatzung Afghanistans durch

die ISAF-Truppen und das der Bevöl-

kerung dadurch zugefügte Leid stärkte

letztendlich  die  Taliban  und  führte

nicht  zu  einer sichereren oder huma-

neren  Lage.  Auch  Deutschland  trug

seinen Anteil  dazu  bei,  als Beispiels-

weise im Jahr 2009 auf den Befehl des

deutschen  Oberst  Klein  100  afghani-

sche Zivilisten durch einen Luftangriff

ums  Leben  kamen.  Die  furchtbaren

Umstände in Syrien und Irak sind ohne

die vorhergehenden, jahrelangen mili-

tärischen  Interventionen  kaum  denk-

bar. Schließlich war es die US geführte

Invasion im Irak, die das Land destabi-

lisierte und eine sektiererische Regie-

rung an die Macht brachte.  Auch die

aktuellen Luftschläge Russlands sowie

der USA und anderer westlicher Staa-

ten führen zu einer weiteren Zerrüttung

der  syrischen  Infrastruktur.  Sie  be-

kämpfen nicht den Terror, sondern ter-

rorisieren  die  Menschen  Syriens  und

legen damit  den Grundstein  für  neue

Konflikte und damit auch weiteren Ter-

ror. Im Schwarzbuch wird daher fest-

gestellt,  dass positive Veränderungen

nicht mit Gewalt von außen erzwungen

werden können. Positive Veränderun-

gen können nur durch die Anstrengun-
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Foto: aus YouTube-Video der Bundestagsfraktion Die 
Linke anlässlich der Vorstellung des Schwarzbuches 
am 2.9.2016 in Berlin



gen der Bevölkerung von innen erreicht

werden. Militärische Interventionen und

die von ihnen verursachten Verwüstun-

gen  haben  einen  gegenteiligen  Effekt

und behindern den Fortschritt, wenn sie

ihre Zielländer nicht sogar um Jahre zu-

rückwerfen.

Geld für Schulen und 
Krankenhäuser statt Panzer 
und Drohnen

Die  Bundesregierung  setzt  jedoch

weiterhin auf militärische Maßnahmen.

Um ihre internationale Einsatzfähigkeit

zu  erhöhen,  und  die  „militärische

Glaubwürdigkeit“  der  Bundesrepublik

zu stärken wird die Bundeswehr daher

in beträchtlichem Maße aufgerüstet. Bis

2020  soll  der  Militäretat  auf  etwa  39

Milliarden Euro erhöht werden. Angela

Merkel sprach sich darüber hinaus auf

dem Nato Gipfel 2016 für eine langfris-

tige Erhöhung der Militärausgaben auf

2  Prozent  (von  aktuell  etwa  1.2  Pro-

zent)  des  Bruttoinlandsprodukts  aus.

Zudem wurde 2016 unter anderem die

Sollmenge für Leopard 2 Kampfpanzer

von  225  auf  320  Stück  erhöht.  Dies

zeugt vom Willen der Bundesregierung

weitere  Kampfeinsätze  im Ausland zu

führen und der Bereitschaft den Konflikt

mit Russland weiter eskalieren zu las-

sen.  Krieg  und  Aufrüstung  haben  für

die Menschen jedoch keinerlei Nutzen

und dienen nur den ökonomischen und

strategischen  Interessen  der  Herr-

schenden.  Steuergelder  sollten  in  So-

ziales,  Gesundheit  und Bildung inves-

tiert werden, anstatt sie für die Macht-

spiele der Regierung zu verschwenden.

So ließen sich konkrete soziale Verbes-

serungen erwirken, sei es in Deutsch-

land oder im internationalen Raum. In-

vestitionen in Rüstungsgüter helfen hin-

gegen nur  den Mächtigen  und stellen

eine  massive  Bedrohung  für  die  ge-

samte Menschheit dar. 

Aktiv gegen den Krieg

Neben  einem  historischen  Abriss

über  die  Entwicklung  der  deutschen

Rüstungs- und Kriegspolitik sowie einer

Analyse  ihrer  Konsequenzen  wird  im

Schwarzbuch daher auch auf die Mög-

lichkeiten für aktiven Widerstand gegen

Krieg  und  Militarismus  eingegangen.

Glücklicherweise  stellen  die  hohe  Ab-

lehnung  von  Kriegseinsätzen  und  die

geringe Beliebtheit  von „Karrieren“  bei

der  Bundeswehr  eine gute Vorausset-

zung  dafür  dar.  Seit  der  Aussetzung

der Wehrpflicht tut sich die Bundeswehr

äußerst schwer ausreichend Freiwillige

zu finden, trotz einer Verdopplung des

Etats  für  Nachwuchswerbung  und der

aggressiven  Ansprache  Minderjähriger

durch  Jugendoffiziere.  Dies  geht  so-

weit, dass von der Leyen es nun in Be-

tracht zieht  Flüchtlinge in der Bundes-

wehr einzusetzen, und über eine Wie-

dereinführung der Wehrpflicht diskutiert

wird. Die Bandbreite an Gelegenheiten

um gegen  die  Militarisierung  von  Ge-

sellschaft  und  Politik  Widerstand  zu

leisten  ist  äußerst  hoch:  Durch  den

Kampf gegen die Präsenz von Jugend-

offizieren  und  Karriereberatern  der

Bundeswehr  an  Schulen  und  Ausbil-

dungsmessen  können  wir  verhindern,

dass mehr junge Menschen in die Fän-

ge des Militärs geraten. Über den Ein-

satz für Zivilklauseln an den Universitä-

ten und die Umwandlung der Rüstungs-

wirtschaft können wir aktiv gegen Auf-

rüstung  vorgehen.  Und  mit  kreativen

Protest  und  Blockadeaktionen  gegen

Propagandaauftritte  der  Bundeswehr

und  des  Verteidigungsministeriums

können  wir  deren  Öffentlichkeitsarbeit

effektiv stören. Die Friedensbewegung

kann  und  muss  dabei  eine  wichtige

Rolle spielen, indem sie aktiven Protest

gegen  Krieg  und  Aufrüstung  auf  die

Straße bringt. Dafür ist es wichtig viele,

und vor allem auch junge Menschen zu

begeistern  und  für  den  Kampf  gegen

den  Militarismus  zu  gewinnen.  Dabei

kann  das  Schwarzbuch  Aktivistinnen

und Aktivisten in ihrer Arbeit unterstüt-

zen,  indem es Argumente und Hinter-

grundinformationen  zur  Militärpolitik

Deutschlands liefert. Wenn wir aber mit

langfristigem Erfolg  für  Frieden eintre-

ten wollen, dann muss es uns auch ge-

lingen eine Alternative zur internationa-

len Konkurrenz zu bieten. Es gilt  eine

Vision einer solidarischen und sozialen

Welt  zu  entwerfen,  in  der  die  Völker

statt untereinander Krieg zu führen zum

Wohle aller kooperieren.

Das „Schwarzbuch: Kritisches
Handbuch zu Einsatzorientierung

und Auslandseinsätzen der
Bundeswehr“ kann über den

Internetauftritt der Linksfraktion
(www.linksfraktion.de) bezogen

werden.

Immer mehr Einsätze Manche Einsätze wie die Entsendung von Stabsoffizieren

zieren  in die Hauptquartiere der  UN-Missionen in Darfur

oder Südsudan sind so klein, dass eine unmittelbare Wir-

kung praktisch nicht nachzuvollziehen ist. Es geht um die

Vielzahl an Einsätzen. Es geht der Bundesregierung dar-

um, an möglichst vielen Orten der Welt einen militärischen

Fuß in der Tür zu haben und Handlungsfähigkeit zu bewei-

sen. Im Falle der Beteiligung an UN-Missionen wie im Su-

dan geht es darum, das eigene Gewicht innerhalb interna-

tionaler Institutionen wie den Vereinten Nationen zu stär-

ken. […]

An  manchen  Orten  geht  es  auch  darum,  die  eigenen

Streitkräfte zu trainieren. Einsätze fern der Heimat mit ihrer

Infrastruktur  lassen  sich  nicht  nach  Plan  am  Reißbrett

durchführen.

Quelle: Schwarzbuch …. 
 

Parallel zum Einsatz in Afghanistan wurde die Bundeswehr

in zahlreiche andere Militärmissionen geschickt, unter an-

derem in den Kongo, in den Sudan oder die Zentralafrikani-

sche Republik,  vor  die  Küste Libanons  und in  den Indi-

schen Ozean, schließlich nach Mali und in den Irak. In der

ersten Jahreshälfte 2016 befanden sich mehr als 3350 Sol-

datinnen und Soldaten in 16 Auslandseinsätzen, seit 1992

wurden  insgesamt  39  Einsätze  abgeschlossen.  Addiert

man die Kontingentstärken auf, waren bislang rein rechne-

risch mehr als 385.000 Soldatinnen und Soldaten im Aus-

landseinsatz. 

Die Motivation hinter dieser Vielzahl an militärischen Inter-

ventionen lässt sich nicht  immer aus ihrem Einsatzgebiet

ableiten.  
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Bundeswehr in den Straßen?
von Martin Kirsch, Informationsstelle für Militarisierung e.V., Tübingen

Die Intervalle  zwischen Vorstößen

der  CDU, die  Bundeswehr  – zur  Not

auch mit  Grundgesetzänderung – der

Polizei  als  Ordnungsfaktor  im  Inland

an die Seite zu stellen, werden kürzer.

Alte Debatte im Rückenwind
der Anti-Terrordebatte

Neu  ist  dieser  Diskurs  allerdings

nicht. Bereits 1993, im Kontext  kurdi-

scher  Proteste  gegen  türkische  Ein-

richtungen  in  Deutschland,  forderte

Wolfgang Schäuble,  damaliger Frakti-

onsvorsitzender  der  CDU/CSU,  die

Möglichkeiten  des  Inlandseinsatzes

der  Bundeswehr  auszuweiten.  Seit

dem werden  die  Graue Eminenz  der

Bundesregierung  und weitere  Mitglie-

der seiner Fraktion nicht müde, dieses

Thema  bei  jeder  für  sie  passenden

Gelegenheit auf die Agenda zu setzen.

So auch in der Debatte um die Silves-

ternacht 2015/16 in Köln. Die Stoßrich-

tung variiert dabei der jeweiligen Situa-

tion  entsprechend.  Während  2006,

2007  und  2014  über  den  möglichen

Abschuss  von  entführten  Passagier-

flugzeugen debattiert wurde, sind aktu-

ell Einsätze von Fußsoldaten zur Ter-

rorabwehr  in  deutschen  Großstädten

gefragt.

Diese sollen, so die Vorstellung der

Verteidigungsministerin  und  höherer

Bundeswehroffiziere,  im  Falle  eines

Terroranschlags mit ihren in Ausland-

seinsätzen  erlernten  Fähigkeiten  der

Polizei unter die Arme greifen. So ge-

hören  laut  Generalleutnant  Schelleis,

Inspekteur  der  Streitkräftebasis,  die

„Organisation  von  Checkpoints“  und

der  Umgang  mit  „Sprengstoffbedro-

hungen  oder  Objektschutz“  zu  den

ausgewiesenen Fähigkeiten der  Feld-

jäger, auf die der Staat auch im Inland

im Fall der Fälle nicht verzichten sollte.

Auch wenn eine Grundgesetzände-

rung  zugunsten  eines  ausgeweiteten

Inlandseinsatzes  und  damit  die  prä-

ventive  Präsenz  der  Bundeswehr  auf

deutschen  Straßen  im  Moment  un-

wahrscheinlich erscheint, sollte die ak-

tuelle  Diskussion,  auch  in  Anbetracht

der  Entwicklungen  in  den  europäi-

schen Nachbarländern, durchaus ernst

genommen werden.

Beispiele zum Armee-
Einsatz in EU-Ländern

Bereits  seit  2008 wird  die  italieni-

sche Armee für präventive Fußstreifen

und Objektschutz eingesetzt.  Ein  Teil

der Begründung dieser „Operation Si-

chere Straßen“ ist die Terrorabwehr. In

Österreich  hat  das  Bundesheer  seit

September  2015  die  Möglichkeit,  in

polizeilicher Funktion den Grenzschutz

zu unterstützen und reiht sich damit in

die Länder der Balkanroute ein, in de-

nen Soldaten zum „Management“ der

Migrationsströme genutzt werden. Da-

bei  gehen  die  Befugnisse  in  Ungarn

sogar so weit, dass Armeeangehörige

„nicht  tödliche  Schusswaffen“  gegen

Geflüchtete einsetzen dürfen.

Die  Bilder  von  Soldaten,  die  seit

November  2015  bzw.  März  2016  in

französischen  und  belgischen  Innen-

städten Patrouille laufen, dürften noch

allen im Kopf sein. Während in Belgien

Soldaten parallel im Mai diesen Jahres

als Streikbrecher in den Gefängnissen

eingesetzt wurden, wird in Frankreich,

das sich in einem kontinuierlich verlän-

gerten Ausnahmezustand befindet, ak-

tuell  eine  Nationalgarde  aufgebaut.

Diese neue aus Reservisten bestehen-

de Gliederung der Armee soll zukünftig

für Entlastung der regulären Streitkräf-

te  sorgen,  indem sie  die  Sicherheits-

aufgaben  auf  französischen  Straßen

übernimmt.

RSU-Kräfte als 
Schrittmacher

Einen wenn auch im Vergleich zu

den geplanten 84.000 Mann in Frank-

reich minimalen und in den Aufgaben

deutlich  beschränkteren  Vorstoß  in

diese  Richtung hat  die  deutsche Re-

gierung bereits  2013 mit  der  Einrich-

tung  der  sogenannten  RSU-Kräfte

(Regionale Sicherungs- und Unterstüt-

zungskräfte) unternommen.

Diese aus je 100 Reservisten be-

stehenden Einheiten wurden 2013 ein-

gerichtet.  Von ihren  30 über  das  ge-

samte  Bundesgebiet  verteilten  Basen

aus können sie aus ihrem zivilen Beruf

heraus alarmiert werden, um die aktive

Truppe  im  Bereich  Heimatschutz  zu

unterstützen.  Darunter  fallen  der  Ob-

jektschutz  von  Bundeswehrliegen-

schaften, im Ernstfall aber auch von zi-

vilen  Einrichtungen,  die  Hilfeleistung

bei Naturkatastrophen, Großunglücken

und  bundeswehreigenen  Großveran-

staltungen.

Schrittweise Verschiebung 
der Sicherheitsarchitektur

Auch  wenn  sich  die  juristischen

Grundlagen und Rechtskulturen in den

benannten EU-Staaten teils stark von

denen  in  Deutschland  unterscheiden

und  z.B.  Gendarmeriekräfte  als  Ver-

bindungsglied  zwischen  Polizei  und

Armee in einigen Staaten längst zum

Alltag gehören, ist die aktuelle Debatte

ein Indiz dafür, dass sich in den letzten

Jahren  auch hierzulande  eine  schlei-

chende Entwicklung in diese Richtung

vollzieht.

Die  nach  der  Wiederbewaffnung

Deutschlands  1955  ins  Grundgesetz

eingeführte,  verhältnismäßig  strikte

Trennung von zivilen und militärischen

Aufgaben wurde  in  den vergangenen

Jahren, auch ohne Grundgesetzände-

rung, schrittweise aufgeweicht.

Zum einen durch  ständige  Neuin-

terpretationen  der  bestehenden

Rechtsnormen durch Politik, Regierun-

gen und Verfassungsgericht  und zum

anderen  durch  den  Aufbau  neuer

Strukturen  innerhalb  der  Bundeswehr

seit  Mitte der  2000er  Jahre.  Im Rah-

men der sogenannten Amtshilfe ist die

Bundeswehr ohnehin mit kontinuierlich

zunehmenden Einsätzen im Inland ak-

tiv. Diese reichen von Vorzeigeeinsät-

zen bei Überschwemmungen und an-

deren Naturkatastrophen über die ger-

ne  präsentierte  Hilfe  im  Rahmen der

Unterbringung  und  Versorgung  von

Geflüchteten bis hin zur Bereitstellung

von Kasernen, Parkplätzen und Gerät

für diverse Großeinsätze der Polizei.

Während  bisherige  Großübungen

der  Katastrophenschutzbehörden  mit

Beteiligung der Bundeswehr zwar Sze-

narien mit atomaren, biologischen oder

chemischen  Kampfstoffen  beinhalte-

ten, die auch mit einer terroristischen

Bedrohung begründet wurden, war der
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Einsatz von Soldaten als Ordnungskräf-

te im Inland im Rahmen solcher Übun-

gen bis jetzt, abgesehen von eher skur-

rilen Ausnahmen, ausgeschlossen wor-

den.  Im Aufgabenprofil  der bereits  er-

wähnten  RSU-Kräfte  ist  der  Objekt-

schutz  als  Teil  der  Heimatschutzkon-

zepte  der  Bundeswehr  allerdings  be-

reits  angelegt.  Eine  Klarheit  darüber,

wann diese Einheiten zivile Objekte be-

wachen sollen, besteht allerdings nicht.

Hinzu  kommt,  dass  die  Bundeswehr,

v.a. die besagten Feldjäger in Afghanis-

tan und im Kosovo gemeinsam mit der

Bundespolizei an der Ausbildung loka-

ler  Polizeieinheiten  beteiligt  sind  und

dort  seit  Jahren in enger  Abstimmung

die Kontrolle von Menschenmassen im

Rahmen  der  Aufstandsbekämpfung

trainieren und praktizieren.

Vorherige  Tabus  scheinen  in  der

Debatte nach den Ereignissen in Mün-

chen diskursiv wie praktisch gebrochen

zu sein. Unklarheiten über Einsatzmög-

lichkeiten und Alarmketten sollen zeit-

nah ausgeräumt werden. „Noch in die-

sem  Jahr  sollte  es  eine  erste  Stabs-

übung geben, bei der die Bundeswehr

in die Terrorabwehr eingebunden wird“,

kündigte der Vorsitzende der Innenmi-

nisterkonferenz  und  saarländische  In-

nenminister Bouillon an. 

Amoklauf in München: 
Beispiel für Automatismen

Dass die organisatorische Vorberei-

tungen  auf  die  Zusammenarbeit  von

Polizei, Bundeswehr und Katastrophen-

schutzkräften schon viel  fortgeschritte-

ner ist, als jede öffentliche Übung zei-

gen könnte, und längst ihre eigene Dy-

namik  entfaltet,  wird  durch  die  tröpf-

chenweise veröffentlichten Abläufe der

ausschlaggebenden Nacht in München

deutlich.  So  waren  es  nach offiziellen

Angaben nicht die Bayerische Landes-

regierung  oder  das  Innenministerium,

die  offiziell  die  Bundeswehr  anfragten

und es war auch kein spontaner Geis-

tesblitz  der  Verteidigungsministerin

oder irgendeines Generals in Berlin, die

zur  Alarmbereitschaft  einer  Bundes-

wehreinheit führten.

Die Bereitschaft kam, so die offiziel-

le und auch nicht ganz unwahrscheinli-

che  Version,  durch  eine  „informelle“

Frage auf der untersten Ebene zustan-

de.  In  der  Folge  wurde  das  Landes-

kommando  Bayern  der  Bundeswehr

und  die  Verbindungs-  und  Koordinati-

onsstruktur  der  zivil-militärischen  Zu-

sammenarbeit  im  Inland  (ZMZ-I)  auf

Bundesländerebene,  in  Bereitschaft

versetzt, die wiederum Kontakt mit dem

Kommando  Territoriale  Aufgaben  in

Berlin aufnahm. Dieses für alle Einsät-

ze der Bundeswehr im Inland zuständi-

ge Kommando holte sich aufgrund der

unsicheren Rechtslage die Zustimmung

von der Verteidigungsministerin und lei-

tete weitere Schritte ein.

Dieses von den Arbeitsabläufen ge-

radezu idealtypische Vorgehen der ZM-

Z-Strukturen  der  Bundeswehr  führte

also dazu, dass nur eine Stunde nach

Kontaktaufnahme mit dem Landeskom-

mando rund einhundert  Feldjäger  und

Sanitäter  für  den  Einsatz  bereit  stan-

den.

Das Bezeichnende an diesem Vor-

gehen ist, dass trotz rechtlichen Beden-

ken Bundeswehreinheiten für eine poli-

zeiliche Aufgabe bereit gestellt wurden,

noch bevor überhaupt eine offizielle An-

frage  durch  die  Behörden  des  Frei-

staats  Bayern  gestellt  wurde  –  und

dass eine solche offizielle  Anfrage of-

fenbar gar nicht nötig ist, um die Bun-

deswehr ins Spiel zu bringen.

Das  hier  beschriebene  Vorgehen

stellt allerdings im Bezug auf Naturka-

tastrophen und Großunfälle keine Neu-

heit  dar.  So  unterhalten  die  Landes-

kommandos und das Kommando Terri-

toriale Aufgaben parallel zu den zivilen

Strukturen  operierende  Lagenzentren.

Dort werden beispielsweise Waldbrand-

stufen  oder  Pegelstände  von  Flüssen

und Meeren überwacht, um bei Bedarf

schnellstmöglich  Bundeswehreinheiten

zur Verfügung stellen zu können. Aktiv

werden die  Verbindungsstrukturen der

Bundeswehr  allerdings  auch  bei

Großereignissen  wie  Kirchentagen,

Gipfeltreffen oder ähnlichem.

Fazit

Die  offizielle  und  formaljuristische

Ultima Ratio  eines Bundeswehreinsat-

zes im Inland wird wie beschrieben be-

reits  jetzt  auf  den  untersten  Ebenen

des  Katastrophenschutzes  strukturell

außer  Kraft  gesetzt.  Die  Abläufe  in

München zeigen erneut,  dass  es sich

ausschließlich um eine Frage von Op-

portunität  und  politischem  Willen  der

Entscheidungsträger  handelt,  ob  ein

Einsatz  der  Bundeswehr  erfolgt.  Im

Nachhinein kann dann allenfalls vor ei-

nem  Gericht  eingeklagt  werden,  dass

der  Einsatz  unrechtmäßig  war.  Einen

direkten Einfluss auf zukünftige Szena-

rien  hat  dieser  Weg allerdings  kaum.

Zumeist  führt  eine  Klage  eher  dazu,

dass  ein  juristisch  unklares  Verhalten

zumindest in Teilen legitimiert wird und

somit der Rahmen für zukünftige Situa-

tionen zugunsten der Bundeswehr ver-

schoben wird.

Sollte  es  also  in  Zukunft  auch  in

Deutschland  zu  einem mit  den  Ereig-

nissen in Paris oder Brüssel vergleich-

baren  Szenario  kommen,  ist  davon

auszugehen,  dass  die  Bundeswehr,

auch für polizeiliche Aufgaben, aus den

Kasernen geholt wird. Die organisatori-

schen Vorbereitungen sind ohnehin be-

reits  getroffen und werden in  den an-

stehenden Übungen weiter geprobt.

Um diese Entwicklungen zu  brem-

sen  oder  gar  aufzuhalten,  wird  aller-

dings ein medialer Aufschrei allein nicht

helfen. Dafür kann nur ein kontinuierli-

cher von der Bevölkerung geübter Wi-

derstand,  beispielsweise  bei  entspre-

chenden Übungen, sorgen. Im Falle ei-

nes Nationalen Ausnahmezustandes in

Folge eines größeren Terroranschlages

dürften  sich diese Möglichkeiten aller-

dings auf ein Minimum verringern, wie

die Situation in Frankreich eindrücklich

zeigt.

Zum jetzigen Zeitpunkt ist der Vor-

stoß  der  Verteidigungsministerin,  der

von  diversen  Länderinnenministern

flankiert wird, allerdings eher als diskur-

sives  Ereignis  zu  betrachten,  in  dem

das  Sicherheitsbedürfnis  der  Bevölke-

rung gegen den Koalitionspartner  und

die  Opposition  in  Stellung  gebracht

werden  soll.  Während  von  der  Leyen

nicht in der Lage war, im neuen Weiß-

buch eindeutige Passagen zur  Terror-

abwehr  durch  die  Bundeswehr  durch-

zusetzen, wird die mediale Terrorhyste-

rie genutzt,  um den Rahmen zukünfti-

ger Einsätze zu weiten und die Union

zugleich als Garant für Law and Order

zu präsentieren.

Die ungekürzte Fassung dieses Artikels
ist zu lesen auf: www.imi-online.de
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Aufgaben der Bundeswehr nur nach Grundgesetz!
Interview mit Florian Kling, Sprecher des Arbeitskreises Darmstädter Signal

FJ: Sie haben als Sprecher des 

Darmstädter Signals in einer Presse-

mitteilung zur Veröffentlichung des 

neuen Bundeswehr-Weißbuches kriti-

siert, dass dieses ohne zivilgesell-

schaftliche Beteiligung erstellt worden 

sei. Wofür braucht man Ihrer Meinung 

nach überhaupt ein Weißbuch?

Ein Weißbuch braucht ein Staat um

festzulegen wo es Außen- und Sicher-

heitspolitisch hingehen soll. Politik be-

trifft immer auch andere Staaten, Part-

ner und Akteure, die eine verlässliche

und  kalkulierbare  Leitlinie  erwarten.

Aber auch die Bürgerinnen und Bürger

der  Bundesrepublik müssen  immer

wieder neu klären, ob wir mit der Ge-

schichte  zweier  verlorener  Weltkriege

ein Staat  wie  jeder  andere  sein  kön-

nen, oder ob man nicht z.B. mit der be-

sonderen Position in der Mitte Europas

eher auf Militäreinsätze verzichtet und

stattdessen wirklich zivile Konfliktbear-

beitung  und der  Diplomatie  den Vor-

rang gibt.  Zudem bietet  ein geschrie-

benes Leitdokument auch die Möglich-

keit  es  in  eine  europäische  Sicher-

heitsstrategie  zu  überführen oder  ne-

ben anderen  Doktrinen zu  lesen und

zu vergleichen.

FJ: Was wäre Ihrer Meinung nach -

im Einklang mit den Grundsätzen des 

Darmstädter Signals - als Aufgabe der 

Bundeswehr zu definieren? 

Die  Bundeswehr  hat  einen  festen

Platz in Deutschland zur Wahrung der

territorialen Unversehrtheit zum Schutz

der Bürgerinnen und Bürger bei einem

Angriff. Zudem sieht das Grundgesetz

die  Einbindung  in  eine  Organisation

wie der UNO vor, die als einzige legiti-

me Instanz zur Wahrung des Weltfrie-

dens auch militärische Maßnahmen er-

greifen  kann.  Auch  bei  humanitären

Katastrophen hat die Bundeswehr Fä-

higkeiten um die zivilen Hilfskräfte zu

unterstützen.  Darüber  hinaus  bedarf

es  aber  keiner  hochgerüsteter  Streit-

macht  mit  atomarem Abschreckungs-

potential oder den Kapazitäten um in-

ternational  die Weltpolizei  zu  spielen.

Auch  die  Mehrheit  der  Bevölkerung

kann  sich  Auslandseinsätze  nicht  als

Kampfeinsätze  unserer  Soldaten  vor-

stellen.

FJ: Wie sehen Sie die Chancen, 

um "klassische" Aufgabenstellungen 

der Bundeswehr im Einklang mit Völ-

kerrecht (Stichwort: UN-Blauhelmein-

sätze) und Grundgesetz (Stichwort: 

Landesverteidigung) wieder in den öf-

fentlichen Diskurs zu bringen?

Es gibt Anzeichen, dass dies gera-

de  jetzt  stattfindet.  Umfragen  zeigen,

dass  nach  einer  desaströsen  Bilanz

der Kampfeinsätze in Afghanistan, Irak

oder Libyen, niemand mehr eine Bun-

deswehr  für  diese  Aufgaben  haben

möchte. Eine gute Außenpolitik Stein-

meiers hat gezeigt, dass es möglich ist

Konflikte auch ohne Militär beizulegen

oder  zumindest  zu  moderieren.  Die

chaotische  sicherheitspolitische  Lage

in Syrien ist ein Symbol dafür wie es

aussieht, wenn die existierenden Mög-

lichkeiten  wie  die  UN  nicht  genutzt

werden. Ich hoffe, dass den Beobach-

tern nicht entgeht wie wenig die NATO

bisher  zu  einer  Deeskalation  z.B.  in

der Ukraine beigetragen hat – im Ge-

genteil sind wir inzwischen sogar in ei-

nem irrwitzigen Bündnis mit der Türkei

die unsere eigenen Partner in der Re-

gion  bekämpft.  Wer  jetzt  nicht  fest-

stellt, dass die Rufe nach mehr Militär,

die völlig falsche Antwort auf die kom-

plexen und neuen Herausforderungen

unserer Zeit sind, hat die letzte 20 Jah-

re verschlafen.

FJ: Aktuell wird die Terrorismusde-

batte dafür verwendet, um die Bun-

deswehr für Einsätze im Inneren in 

Stellung zu bringen. Wie sehen Sie 

diese Entwicklung?

Soldaten sind keine Polizisten, und

die Grenzen zwischen Innerer und Äu-

ßerer Sicherheit dürfen nicht verwischt

werden!  Bei keinem der jüngsten An-

schläge  ist  erkennbar,  was  die  Bun-

deswehr  eigentlich  hätte  ausrichten

können,  das die  Polizei  nicht  könnte.

Die Forderung nach einem Einsatz im

Inneren bedeutet gleichzeitig ein durch

nichts gerechtfertigtes Misstrauen ge-

gen  die  Fähigkeiten  der  Polizei,  mit

Terroranschlägen zurecht zu kommen.

Sie  lenkt  vom  Versagen  der  Länder

ab, ihre Polizei materiell und personell

adäquat  auszustatten.  Es  ist  absurd,

dass Ursula von der Leyen eine neue

Einsatzlücke  herbeiredet  und  Groß-

übungen der Bundeswehr mit der Poli-

zei plant. Bereits jetzt gibt es die not-

wendigen Alarmierungsketten und Hei-

matschutzübungen.  Der  Arbeitskreis

hält  martialisch  daherkommende

schwerbewaffnete  Soldaten  oder  gar

Panzerfahrzeuge, wie sie z.B. in Paris

zu sehen sind, in unseren Innenstäd-

ten und Bahnhöfen für überflüssig. Sie

würden nur einen Schritt hin zu einer

Militarisierung  unserer  Gesellschaft

bedeuten.

FJ: In der jüngsten Zeit wird die 

Eskalationspolitik der NATO an der 

russischen Westgrenze vor allem auch

durch frühere Militärs kritisiert. Promi-

nentestes Beispiel dafür ist wohl die 

Kritik von Harald Kujat, der von 2002 

bis 2005 Vorsitzender des NATO-Mili-

tärausschusses war. Die Frage stellt 

sich: Was ist mit Militärs im aktiven 

Dienst der Bundeswehr, die beim 

Darmstädter Signal vertreten sind?

Die im Darmstädter Signal zusam-

mengeschlossenen  kritischen  Solda-

ten haben immer wieder vor dieser Es-

kalationsspirale gewarnt. Die Basis un-

serer Positionen widerspricht immer ei-

ner militärischen Eskalation durch ge-

genseitige  Bedrohungen,  Truppensta-

tionierungen und Aufrüstung.  Es sind

alarmierende Zeichen, dass sogar die

grundlegenden Kontaktforen mit Russ-

land  ausgesetzt  wurden.  Nach  dem

Ende  des  Kalten  Krieges,  der  Auflö-

sung der WVO und dem Zusammen-

bruch  der  Sowjetunion  hat  sich  die

NATO durch die vereinbarungswidrige

Einbeziehung  ehemaliger  Ostblock-

staaten  weiter  in  Richtung  Russland

vorgeschoben  sowie  mehr  und  mehr

zu einem global agierenden Instrument

westlicher Außenpolitik entwickelt. Die

offizielle  Funktion  der  NATO  besteht

nach wie  vor  und unverändert  in  der

Friedenssicherung  durch  Abschre-

ckung,  Entspannung  und  Abrüstung.

Die historischen Erfahrungen und die

gewachsene internationale Verantwor-

tung Deutschlands erfordern, dass die

Bundesregierung innerhalb der NATO

im Sinne der Prävention, Deeskalation

und  Demilitarisierung  von  Konflikten

wirkt.  Ausgehend  von  den  Erfolgen
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des  Entspannungsprozesses  in  den

80er Jahren gilt es, auch in die NATO

die bewährte Kultur der Zurückhaltung

bei der Anwendung militärischer Mittel

hineinzutragen.

FJ: Wie positioniert sich das Darm-

städter Signal gegenüber der Friedens-

bewegung, innerhalb derer es ja teil-

weise auch Forderungen gibt wie "Bun-

deswehr abschaffen"? 

Als Teil der Friedensbewegung un-

terstützen  wir  auch  viele  Ziele  und

Wünsche der  anderen  Organisationen

– aber eben nicht alle. Das tut sowohl

der  Heterogenität  der  Friedensbewe-

gung,  als  auch der  innergesellschaftli-

chen  Diskussion  gut.  Es  spiegelt  die

Realität wider, dass es sowohl Pazifis-

ten  gibt  die  jegliches  Militär  ablehnen

als auch diejenigen die auf eine streng

kontrollierte  und  demokratisch  legiti-

mierte Streitkraft noch nicht verzichten

können.  Der  Arbeitskreis  Darmstädter

Signal respektiert die Rolle der Bundes-

wehr  als  Bestandteil  der  Verteidigung

unserer  demokratisch  verfassten  Ge-

sellschaft  auf  der Basis des Grundge-

setzes  und  des  Völkerrechts.  Sowohl

Blauhelmeinsätze  im  Rahmen  der

UNO,  als  auch  humanitäre  Hilfen  der

Bundeswehr zeigen, dass die Bundes-

wehr auch unterstützen kann, wenn sie

ihre  Kapazitäten  gerade  nicht  für  die

Landesverteidigung  benötigt.  Gerade

zeigt sich, dass die OSZE mit Militärbe-

obachtern auch ein geeignetes Mittel ist

um  im  Ukrainekonflikt  zu  vermitteln.

Deutschland täte gut daran, seine inter-

nationale Glaubwürdigkeit durch solche

Einsätze  zu  stärken,  statt  sie  durch

Abenteuer  in Syrien  oder  Irak zu  ver-

spielen.  Am wichtigsten  ist  doch,  und

da sind sich alle einig,  dass die Bun-

deswehr in solchen Ländern nichts ver-

loren hat.

Interviewfragen: Karl-Heinz Peil

Weitere Infos:
www.weissbuch.org

www.darmstaedter-signal.de

Arbeitskreis Darmstädter Signal

Ziele und Forderungen
• Absoluter Vorrang friedlicher Konfliktlösungen vor

militärischen Einsätzen
• Strikte Einhaltung des Verfassungs- und 

Völkerrechts
• Stärkung der UN und der OSZE
• Abbau aller Massenvernichtungsmittel weltweit
• Abzug der US-Atomsprengköpfe aus Büchel 
• Verkleinerung der Bw auf ca.120.000 Soldaten/-

innen
• Landesverteidigung im Bündnis
• Teilnahme an friedenserhaltenden 

Blauhelmeinsätzen
• Keine Beteiligung an friedenserzwingenden 

Kampfeinsätzen
• Kein Einsatz der Bw im Innern
• Stopp der Rüstungsexporte
• Demokratisierung der Streitkräfte
• Offene Diskussion ethischer Fragen des 

Soldatseins
Quelle: www.darmstaedter-signal.de

 

Im September 1983 beschlossen 20 Offiziere und Unterof-

fiziere der Bundeswehr bei ihrem ersten Treffen im Darm-

stadt  einen friedenspolitischen Aufruf:  „Das DARMSTÄD-

TER  SIGNAL“.  Sie  wandten  sich  nicht  nur  gegen  die

„Nach“-Rüstung mit Atomraketen in West- und Ost-Europa,

sondern forderten eine kleinere,  nicht angriffsfähige Bun-

deswehr  und  den  Abbau  aller  Massenvernichtungsmittel

von deutschem Boden und weltweit. Für Soldaten der Bw

sollte  das  „Leitbild  vom Staatsbürger  in  Uniform“ endlich

verwirklicht werden.

Bis heute ist der Ak DS das einzige kritische Sprachrohr

von ehemaligen und aktiven Offizieren und Unteroffizieren

sowie Soldatinnen und Soldaten und zivilen Angehörigen

der Bundeswehr.

Der  Arbeitskreis  DARMSTÄDTER  SIGNAL  (Ak-DS)  re-

spektiert die Rolle der Bundeswehr als Bestandteil der Ver-

teidigung unserer demokratisch verfassten Gesellschaft auf

der Basis des Grundgesetzes und des Völkerrechts.

Als aktive und ehemalige Soldaten bzw. zivile Mitarbeiter

der Bundeswehr verstehen sich die Mitglieder des Arbeits-

kreises als Staatsbürger in Uniform.

 

Soldaten im AK Darmstädter Signal: 
Bundeswehr-Weißbuch "PR-Coup" 
ohne Beteiligung von Kritikern

Prozess" ins Netz. Dies ist bislang das überzeugendste In-

formationsangebot  aus dem Kreis aller jener Organisatio-

nen, die über die eilends fortschreitende Militarisierung der

deutschen Politik aufklären wollen.

Die beste, ja einzige Anwaltschaft für Soldaten bleibt eine

gute Friedenspolitik. Eine "ehrenvolle Lebensaufopferung"

im Einsatz für Macht,  nationale Wohlstandswahrung und

Ressourcensicherung  der  Wirtschaft  ist  im  Grundgesetz

nicht vorgesehen. Der "AK Darmstädter Signal" sollte des-

halb auch auf den Skandal aufmerksam machen, dass das

neue  Bundeswehr-Weißbuch die  Traumatisierungen  und

Leiden von Bundeswehrangehörigen im Zuge höchst um-

strittener Auslandseinsätze stillschweigend ausblendet. 

Peter Bürger (Telepolis)  - 27.8.2016

[…] Die sachlich unangemessene "Federführung des Bun-

desverteidigungsministeriums"  habe  einen "verengten  Si-

cherheitsbegriff"  in  den  Vordergrund  gerückt.  Positionen

des  Außenministeriums  und  des  Ministeriums  für  wirt-

schaftliche Zusammenarbeit  und Entwicklung hätten über

die bloße "Ressort-Abstimmung" nicht gleichwertig Eingang

finden können.

Die  Soldaten  vom  "Darmstädter  Signal"  stellten  alsbald

eine eigene Webseite  mit kritischen Beiträgen zum  "Weiß-
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Militärstandorte in Deutschland und die Friedensbewegung
von Karl-Heinz Peil, Friedens- und Zukunftswerkstatt e.V., Frankfurt a.M.

Im Juli  d.J.  protestierten in  Japan

60.000 Menschen vor  dem US-Stütz-

punkt  Okinawa  gegen  die  Militärprä-

senz der USA. Auslöser waren wieder-

holte  Gewaltakte  durch  US-Soldaten,

die gemäß dem dortigen Truppensta-

tionierungs-Abkommen  weitgehend

vor  der  Verfolgung  durch  die  japani-

sche  Justiz  geschützt  sind.  Der  seit

Jahrzehnten  vorhandene  Protest  auf

der  eng besiedelten  Insel  mit  50.000

US-Soldaten  ist  deshalb  nicht  ver-

gleichbar mit Protesten hierzulande. 

Die Zahl von 5000 Menschen, die

sich am 11.  Juni  vor der  US-Airbase

Ramstein  an  der  Menschenkette  und

anschließenden  Kundgebung  beteilig-

ten, ist verglichen mit den japanischen

Protesten  natürlich  gering,  obwohl

nach relativ schwachen Aktivitäten der

Friedensbewegung in den letzten Jah-

ren  damit  eine  (wieder)  vorhandene

Mobilisierungsfähigkeit erkennbar ist. 

Protestieren ließe sich natürlich ge-

gen eine Vielzahl von Militärstandorten

in  Deutschland,  die  an  dieser  Stelle

nicht  im Einzelnen aufgeführt  werden

können. Verwiesen sei an dieser Stelle

nur darauf, dass am 11. Juni d.J. am

„Tag  der  Bundeswehr“  an  16  Stand-

orten  Werbeveranstaltungen durchge-

führt  wurden.  Die  Friedensbewegung

war in diesem Jahr darauf gut vorbe-

reitet  mit  Präsenz  an  12  Standorten.

Vor allem dadurch, dass bei der Bun-

deswehr-PR-Show  Kinder  im  grund-

schulpflichtigen  Alter  an  Handfeuer-

waffen  hantieren  konnten  und  dieses

von  Friedensaktivist*innen  skandali-

siert  wurde,  geriet  dieser  Tag für die

Bundeswehr zum PR-Desaster.

Mehrere  Militärstandorte  in

Deutschland  sollen  nachfolgend  kurz

betrachtet werden. 

Fliegerhorst Schleswig-
Jagel

Dieser Bundeswehr-Standort ist als

Standort für die geplante Beschaffung

von Kampfdrohnen im Gespräch. Die

DFG-VK  Flensburg  ist  an  diesem

Standort  mit  regelmäßigen  Mahnwa-

chen  präsent  (siehe  Friedensjournal

Nr. 3/2016). 

Gefechtsübungszentrum 
Heer (GÜZ) in Letzingen

Das GÜZ ist Bestandteil des Trup-

penübungsplatzes Altmark in der Col-

bitz-Letzlinger  Heide.  Dort  befinden

sich  mehrere  nachgebaute  Dorf-  und

Stadtkulissen, um Bundeswehr-Solda-

ten  für  Auslandseinsätze  vorzuberei-

ten. Mit der Übungsstadt Schnöggers-

burg, die ab 2017 genutzt werden soll,

entsteht ein in dieser Größe deutsch-

landweit  einmaliges  Übungsgelände.

Dieses soll verstärkt auch Truppen an-

derer Staaten zur Verfügung stehen. 

Die  Bürgerinitiative  OFFENe  HEI-

De kämpft seit mehr als 20 Jahren ge-

gen diesen Ausbau, was auch mit dem

diesjährigen  Aachener  Friedenspreis

gewürdigt wurde. Allerdings ist es bis-

her noch nicht  gelungen, vorhandene

Widerstände  in  der  Bevölkerung  vor

Ort aufzubrechen. 

Kriegsführungszentrum 
Kalkar 

Im  niederrheinischen  Kalkar  sind

Luftwaffen-Kommandozentralen  ange-

siedelt, die u.a. die Kriegseinsätze der

Bundesluftwaffe in Syrien und auf an-

deren  Schauplätzen  steuern.  Auch

eine militärische Denkfabrik, das Joint

Air  Power  Competence  Center,  hat

hier seinen Sitz. Auf dessen jährlichen

Tagungen in Essen werden Kriegssze-

narien  in  der  heutigen  Zeit  durchge-

plant. 

Seit Jahren gibt es dazu regelmä-

ßig  Anfang Oktober  Demonstrationen

der Friedensbewegung, woran sich im

letzten Jahr 500 Menschen beteiligten.

Fliegerhorst Büchel

Trotz  eines  Bundestagsbeschlus-

ses vom 26.3.2010,  in dem die Bun-

desregierung  aufgefordert  wird,  auf

den  Abzug  der  dort  stationierten  20

US-Atomwaffen  hinzuwirken,  wurden

bisher  keinerlei  Aktivitäten  in  diese

Richtung unternommen.  Im Gegenteil

steht sogar eine Modernisierung dieser

Waffen an.  Der Grund für  diese Ver-

weigerungshaltung  der  Bundesregie-

rung dürfte darin bestehen, dass hier-

mit die sogenannte atomaren Teilhabe

der Bundeswehr sichergestellt wird.

Dutzende  Kriegsgegner  protes-
tierten am Sonntag [den 31.7.]  mit
mehreren  Mahnwachen  und  Aktio-
nen gegen die Aufrüstung des Ge-
fechtsübungszentrums  (GÜZ)  Alt-
mark in der Colbitz-Letzlinger Heide
(Sachsen-Anhalt).  Damit  ging  das
fünfte  »War  starts  here«-Camp  in
Potzehne bei Letzlingen unter dem
Motto  »Krieg.  Macht.  Flucht.«  zu
Ende.  An  den  Aktionen,  darunter
ein Friedensritt und Vorträge, hatten
sich  laut  Veranstalter  bis  zu  150
Menschen beteiligt. [...]

Von Passanten wurde die Aktion
kaum reflektiert. Es habe einige we-
nige positive Gespräche mit Anwoh-
nern  gegeben,  aber  auch  etliche
Beschimpfungen,  resümierte  eine
Aktivistin.  In  anderen  Städten,  wo
die Gruppe aufgetreten war, sei es
ähnlich  verlaufen.  Auch  anderen
Campteilnehmern  zufolge  sei  der
schwere Stand von Friedensaktivis-
ten in einer Region deutlich gewor-
den, in der die Politik  die Bundes-
wehr  als  »Arbeitgeber«  und »Wirt-
schaftsmotor«  feiert.  Gegen  eine
Mahnwache in  Letzlingen,  wo  sich
die  GÜZ-Kommandozentrale  befin-
det, hatte Ortsbürgermeisterin Regi-
na Lessing ein »Pro Bundeswehr«-
Fest organisiert.

Quelle: junge Welt (1.8.2016)

 

Die Kampagne „Büchel ist überall!

Atomwaffenfrei.Jetzt“  war  in  diesem

Jahr 20 Wochen lang bis Anfang Au-

gust mit symbolischen Blockaden des

Haupteinganges vor Ort, mit wechseln-

den  Friedensaktivist*innen  aus  ganz

Deutschland. Leider findet diese Kam-

pagne nicht die Medien-Resonanz, die

ihr eigentlich zukommen müsste. 

Militärregion Kaiserslautern
und Ramstein

Ramstein ist Dreh- und Angelpunkt

der  Militärregion  Kaiserslautern,  wo

mehr als 50.000 US-Amerikaner leben,

wenn Militärpersonal , zivile Angestell-

te, Dienstleister des Pentagon und der

CIA sowie  Familienangehörige  mitge-

zählt  werden.  Dieses  ist  die  größte

US-Militärgemeinde  außerhalb  der

USA. Der eigentliche Stützpunkt Ram-
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stein wird als der größte und vor

allem als wichtigster Militär-Stütz-

punkt  der  USA weltweit  angese-

hen.  Eine  besondere  Bedeutung

erhält Ramstein durch die dort an-

gesiedelte  Satelliten-Relaisstation

für  weltweite  Kampfdrohnenein-

sätze. Dieses ergibt sich aus gele-

akten Dokumenten, die seit 2013

schrittweise  an  die  Öffentlichkeit

gelangt  sind.  Waren  es  bei  der

ersten  überregional  organisierten

Demonstration  im  September

2015 erst 1500 Teilnehmer, so er-

gab sich im Juni d.J. eine Steige-

rung auf 5.000.

US-Fliegerhorst
Spangdahlem 

Die  in  der  Eifel  gelegene

Schwester-Airbase von Ramstein

wird  von  diversen Jagdgeschwa-

dern genutzt. Spangdahlem ist mit

der  längsten  Startbahn  Europas

Umschlagplatz  für  Großtranspor-

ter wie der Galaxy. Mit der Schlie-

ßung  der  Rhein-Main  Air  Base

2005 wurde die Frankfurter Dreh-

scheibenfunktion  für  Fracht-  und

Truppentransporte nach Ramstein

(70 %) und Spangdahlem (30 %)

verlegt. Spangdahlem ist ein euro-

päisches  Zentrum des  US-Nach-

schubs und logistische Drehschei-

be für US-Kriege. Der Standort ist

vor allem durch die norme Lärm-

und  Abgasbelastung  und  damit

einhergehende  Verseuchung  der

Umwelt ein regionales Problem, woge-

gen  die  "Bürgerinitiative  gegen  Flug-

lärm,  Bodenlärm  und  Umweltver-

schmutzung  e.V."  kämpft.  Auch regio-

nale  Friedensgruppen  fordern  eine

Schließung und zivile Umnutzung.

AfriCom bei Stuttgart

Seit 2013 gibt es nach Recherchen

des ARD-Magazins Panorama Hinwei-

se  darauf,  dass  das  seit  2008 beste-

hende US Africa Command (AfriCom)

in  Stuttgart-Möhringen  Kampfdrohnen-

einsätze  in  Afrika  (einschließlich  Je-

men)  koordiniert.  Deshalb  ist  dieser

Standort  auch  wiederholt  Bestandteil

von  Aktionen  der  Friedensbewegung,

insbesondere für den Stuttgarter Oster-

marsch,  aber  auch  mit  bundesweiter

Resonanz, wie kürzlich bei der Blocka-

de der Eingangstore durch die Lebens-

laute-Konzertaktion  (siehe  Beitrag  auf

Seite 15 dieser Ausgabe).

Coleman Barracks in 
Mannheim

Das  Coleman-Areal  in  Mannheim

mit einer riesigen Größe von über 200

ha war in der Vergangenheit für die US-

Army bereits zur Schließung disponiert.

In der jüngsten Zeit  werden dort  aber

zunehmend  Militärfahrzeuge,  darunter

Hunderte von Panzern gelagert und in-

stand gehalten.  Dieses  kann in  direk-

tem Zusammenhang mit  den jüngsten

NATO-Großmanövern  an  der  russi-

schen  Westgrenze  gesehen  werden.

Deshalb  fordert  das  örtliche  Frie-

densplenum Mannheim nicht nur – wie

bereits  seit  längerem  –  die  Freigabe

der  Militärflächen  für  zivile  Nutzung,

sondern bezeichnet das Coleman-Areal

auch als  „Drehscheibe  für  kommende

Kriege“.  Bei  der  kürzlichen  Friedens-

FahrradTour 2016 war  deshalb Mann-

heim  Anfang  August  eine  wichtige

Etappe mit Aktionen vor Ort. 

Militärstandorte als Teil von 
Konversionskonzepten

Die  von  der  Friedensbewegung  in

der letzten Zeit verstärkte Debatte um

Rüstungskonversion hat natürlich noch

andere Ebenen als die „reinen“ Militär-

Standorte.  Dieses  beginnt  mit  Rüs-

tungsbetrieben  bzw.  Unternehmen mit

starkem Anteil an Rüstungsgütern und

schließt z.B. auch Universitäten mit ein,

die sich mit Zivilklauseln gegen militäri-
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sche  Forschungsprojekte  zur  Wehr

setzen. 

Die Resonanz bei Konversionskon-

zepten  für  Militärstandorte  ist  um  so

größer, je mehr die damit verbundenen

Umweltbelastungen und fehlende zivi-

le  Entwicklungsmöglichkeiten  (z.B.

Wohnbebauung,  Naherholungsgebie-

te) wahrnehmbar sind, wie dieses z.B.

in Mannheim der Fall ist. 

„Von deutschem Boden 
geht Krieg aus“

Für  die  Friedensbewegung  bedarf

es neben der notwendigen Aufklärung

über den deutschen Anteil an weltwei-

ten Kriegen und Kriegsvorbereitungen

auch die Zuspitzung anhand konkreter

Objekte,  die symbolisch und/oder  tat-

sächlich für die Entwicklung der deut-

schen Politik stehen.

Leider ist die Politik der Kriegsvor-

bereitungen  und  Kriegsführung  von

Bundeswehr,  NATO und USA in  den

Köpfen der  meisten Menschen wenig

präsent bzw. kaum persönlich spürbar.

Die  genannten  Militärstandorte  sind

deshalb notwendige Ansatzpunkte, um

zu vermitteln,  dass Kriege doch nicht

so weit weg sind, sondern deren Aus-

gangspunkte vor Ort sichtbar sind. 

Ramstein-Kampagne als 
Schrittmacher

Der  relative  Erfolg  der  Ramstein-

Kampagne  erklärt  sich  durch  die  ku-

mulierte  Wirkung der genannten Fak-

toren:

1.  Die  Verurteilung  des  Drohnen-

krieges der US-Regierung, bei der die

Satelliten-Relaisstation  Ramstein  eine

zentrale  Rolle  spielt.  Die  eigentliche

Forderung  ist  dabei  an  die  deutsche

Bundesregierung  gerichtet,  nämlich:

das Truppenstationierungs-Abkommen

mit  der US-Regierung aufzukündigen.

Zu erwähnen ist auch, dass Ramstein

deswegen  internationales  Interesse

findet  und  die  Ramstein-Kampagne

deshalb als Meilenstein in der interna-

tionalen  Vernetzung  der  Friedensbe-

wegung angesehen werden kann.

2.  Die  Entwicklung  von  Konver-

sionskonzepten für eine militärisch do-

minierte  Region.  Im  Unterschied  zu

anderen  Militärregionen  ist  es  gelun-

gen, die Stimmung in der Bevölkerung

zu  drehen  zugunsten  einer  offenen

Diskussion über zivile Alternativen.

Zentraler  Bestandteil  der  Ram-

stein-Kampagne  ist  deshalb  die  Dis-

kussion über Konversionskonzepte zur

Schaffung  von  zivilen  und  nachhalti-

gen  Arbeitsplätzen.  Der  frühere  Bun-

destagsabgeordnete und Konversions-

experte Roland Vogt (Bündnis 90/Die

Grünen)  hat  in der  Ramstein-Kampa-

gne  den  Vorschlag  eingebracht,  von

der  Universität  Kaiserslautern  For-

schungsprojekte  zur  Kosten-Nut-

zen-Relation  von  Militäreinrichtungen

und -Standorten einzufordern. 

Diesem  Vorschlag  liegt  zugrunde,

dass  vor  allem  die  Landesregierung

Rheinland-Pfalz die regionalen Militär-

einrichtungen als wirtschaftlich nützlich

darzustellen versucht. Tatsächlich sind

aber  Standorte  wie  Ramstein  und

Spangdahlem – wie bereits erwähnt -

mit  erheblichen  Umweltbelastungen

verbunden.  Zur  Beseitigung  der  Ver-

schmutzung von Gewässern und dem

Erdreich  durch  diese  Militärstandorte

werden sogar Mittel aus dem Bundes-

haushalt  aufgewendet.  Eine  ökologi-

sche Gesamtbewertung von Militärein-

richtungen ist sicherlich auf der mone-

tären  Ebene  nur  unzureichend  mög-

lich,  aber  dennoch  ein  wichtiger  An-

satz für Konversionskonzepte. 

Fazit

Für  die  Friedensbewegung  ist  es

natürlich  unabdingbar,  mit  gewisser

Regelmäßigkeit  auch in Berlin – dem

Sitz der Bundesregierung – Flagge zu

zeigen und zahlreich bei Protestaktio-

nen aufzutreten. Forderungen der Frie-

densbewegung richten sich letztlich an

die  Bundesregierung,  auch  wenn  es

um die US-Kriegspolitik und deren lo-

gistische Unterstützung über Militärba-

sen auf deutschem Boden geht.

Die Friedensbewegung sollte aber

häufiger ihre Präsenz zeigen, was nur

über regionale Bezüge geht,  wie die-

ses bei den jährlichen Ostermärschen

(mit  regionaler  Mobilisierung)  bereits

sehr  ausgeprägt  ist.  Dieses  sollte  an

möglichst  vielen  Standorten  erfolgen,

auch wenn  es dabei  zu  Termin-Kolli-

sionen  kommt,  wie  z.B.  die  zeitliche

Nähe  der  Kalkar-Demo  am  3.10  mit

der zentralen Demo in Berlin am 8.10.

Unabhängig von dieser  Breite  der

Aktionen sind einzelne Kampagnen mit

bundesweiter  Mobilisierung  als  Mittel

der inhaltlichen Zuspitzung notwendig.

Dazu bietet derzeit die Ramstein-Kam-

pagne, die im September des nächs-

ten Jahres fortgesetzt werden soll, die

besten Voraussetzungen.

Aus dem Aufruf zum 3.10. nach Kalkar Auch  eine  militärische  Denkfabrik,  das  Joint  Air  Power

Competence Center hat hier seinen Sitz. Und dieses JAP-

CC führt direkt nach dem 3. Oktober in Essen seine jährli-

che  Tagung durch,  um Kriegsszenarien  in  der  heutigen

Zeit durchzuplanen. Klar, dass wir das nicht ohne Protest

hinnehmen. Daher fahren wir nach der Demonstration mit

Bussen und PKW nach Essen, um dort an einem großen

Friedens-  und Protestfest  vor  dem Hauptbahnhof  teilzu-

nehmen. Kommt alle am 3. Oktober nach Kalkar und an-

schließend nach Essen.

Quelle: www.demo-kalkar.de 
 

Auch in 2016 demonstriert die Friedensbewegung wieder

am 3. Oktober im niederrheinischen Kalkar gegen die dorti-

ge Bundeswehr- und NATO-Kommandozentrale. In diesem

Jahr findet eine ganz besondere Aktion statt: Eine Doppel-

Aktion mit  Stationen in  Kalkar  und Essen.  Nicht  nur  die

Luftwaffen-Kommandozentralen, die u.a. die Kriegseinsät-

ze der Bundesluftwaffe in Syrien und auf anderen Schau-

plätzen steuern, sind in Kalkar angesiedelt. 
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Eine kreative Aktion vor Ort: Musikalische AfriCom-Blockade
von Elsa Rassbach, CODEPINK, Berlin

Am 29. August habe ich zusammen
mit etwa 80 Musiker*innen von Lebens-
laute an der sehr effektiven und auch
wunderschönen  Konzert-Blockade  von
AfriCom, dem US-Afrika Kommando in
den  Kelley  Barracks  in  Stutt-
gart-Möhringen, teilgenommen. 

AfriCom ist für alle US-militärischen
und  -geheimdienstlichen  Einsätze  in
Afrika  zuständig.  Die  US-Drohnen-Ba-
sen in Afrika werden auch für die US-
Drohnen-Tötungen  in  Jemen  einge-
setzt.

Ich kannte schon einige Lebenslau-
te-Aktivist*innen,  weil  CODEPINK und
Lebenslaute 2014 gemeinsam den Aa-
chener  Friedenspreis  erhalten  haben.
Am  29.  August  haben  wir  erfolgreich
alle vier Tore zu AFRICOM für gut vier
Stunden blockiert. Der Verkehrsstau er-
streckte sich über mehr als 12 km bis
zum Hauptquartier von Mercedes-Benz
in Stuttgart.

Wir haben um 6 Uhr mit der Blocka-
de  von  AfriCom  begonnen  und  dabei
offensichtlich die Behörden ganz über-
rascht.  (Das  Lebenslaute-Konzert  war
für 10:00 Uhr am Haupttor angemeldet
und angekündigt.)

Etwa  zwanzig  deutsche  Polizisten
erschienen  um  etwa  7:00  Uhr  beim
zweiten  Tor  zu  AfriCom,  wo  ich  war.
Für etwa zwei Stunden haben die deut-
schen  Polizisten  nur  beobachtet.  Die
US-Militärpolizisten meckerten, weil die
Schulbusse  nicht  aus  der  Kaserne
rausfahren  konnten.  Ich  habe  gehört,
dass ein US-Offizier sogar dem zustän-
digen  deutschen  Polizisten  androhte,
dass wenn die deutsche Polizist*innen
die  Blockade  nicht  bald  räumen  wür-
den,  die  US-Militärpolizist*innen  dies
handgreiflich tun würden. Ich hatte den
Eindruck, dass die deutsche Polizei ge-
wissermaßen  unsere  Blockade still-
schweigend unterstützt hat (jedoch viel-
leicht  haben  Beratungen  in  der  Zeit
stattgefunden).

An dem Tor saßen die Lebenslaute-
Musiker  auf  Hockern,  die  sie  mitge-
bracht  hatten  und  spielten  klassische
Instrumente wie Cello, Geige und Flöte.
Einige tanzten. Die Sänger*innen san-
gen  Lieder  aus  der  deutschen  klassi-
schen  Musik  und  auch  Lieder  vom
Broadway wie  “Amerika,  Amerika”  so-
wie aus Lateinamerika, aus dem Mittel-
alter und aus der Moderne.

Ich  habe  ein
bisschen  mitge-
sungen  und  bin
dann  an  dem Au-
tostau entlang ge-
gangen,  habe
deutsch-englische
Flugblätter  an  die
Menschen  in  den
Autos verteilt,  und
bin  mehrfach  mit
dem  vorwiegend
US-amerikani-
schen  zivilen  und
militärischen  Per-
sonal  ins  Ge-
spräch gekommen. Einige waren ziem-
lich  negativ  gestimmt:  Andere  waren
sehr freundlich und begrüßten, dass wir
noch Meinungsfreiheit  haben und De-
mokratie üben können. Ich sagte einem
US-amerikanischen Mitarbeiter, der mit
seinem Fahrrad nahe zum Tor der Kel-
ley Barracks lange gewartet  hatte, um
zu seiner  Arbeit  auf  der  Basis zu  ge-
hen: “Entschuldigen Sie bitte die Unan-
nehmlichkeiten”.  Er  blickte  auf  die
Musiker am Tor und sagte ganz ruhig:
“Keine Ursache. Sie machen die Arbeit
Gottes". 

Erst  kurz  nach  9:00  Uhr  kam  die
dreimalige  Durchsage  vom  Lautspre-
cher des Polizeiwagens,  dass wir  uns
entfernen sollten. Wir haben den Befehl
verweigert und setzten uns auf den Bo-
den.  Die  Polizist*innen  haben  jeden
Einzelnen von uns (etwa 35 Aktivist*in-
nen)  wegtragen  oder  weg  begleiten
müssen.  Beim  weggeschleppt  werden
haben  die  Lebenslaute-Aktivist*innen
weiterhin ihre Instrumente gespielt oder
gesungen,  z.B.  das  Lebenslaute-Lied,
“Wir singen und spielen wo immer wir
wollen“.

Personalien wurden einzeln festge-
stellt,  wir  wurden  fotografiert,  und  die
Polizisten haben uns ein-
zeln die Platzverweise bis
13  Uhr  erteilt.  Trotzdem
waren  wir  alle  beim  Le-
benslaute  Konzert  am
Haupteingang  dabei.  Ob
wir  die Platzverweise  da-
bei verletzt haben, wissen
wir  noch  nicht,  weil  der
Konzert um 10:00 Uhr ge-
nehmigt  war.  Etwa  300
Zuschauer  aus der  Regi-

on  waren  dort,  um  das  schöne  Frie-
denskonzert zu erleben.

Die kreative, freudige, und gut vor-
bereitete  Lebenslaute-Aktion  am  29.
August war vermutlich die bisher effek-
tivste  Blockade  einer  US-Drohnenba-
sis,  die  bisher  irgendwo  auf  der  Welt
stattgefunden hat. Für fast vier Stunden
gab es kein Reinfahren in das AfriCom
zur  Verrichtung  der  tödlichen  Arbeit
dort.  Der  durch die  Blockade entstan-
denen Verkehrsstau erstreckte sich für
über 12 km bis zum Hauptquartier von
Daimler-Benz in Stuttgart.

Die Medien-Resonanz war überwie-
gend sehr  positiv,  in  den Printmedien
mit Beiträgen in der Stuttgarter Zeitung
und weiteren  zahlreichen  Regionalzei-
tungen. Der SWR hat mehrere Berichte
ausgestrahlt, auch Interviews zur Prime
Time mit Lebenslaute-Sprecherin Edith
Gmeiner und DFG-VK-Sprecher Jürgen
Grässlin, die über 1 Mio. Zuschauer er-
reicht haben. Überregional gab es Be-
richte  durch  Tagesschau,  RTL  und
Deutschlandradio. 

Links zu den Medienbeträgen 
und weiter Fotos unter:

http://www.lebenslaute.net
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Die Waffen nieder (Berta von Suttner)
Nicht neu aber immer noch hochaktuell

Wichtige Informationen zu der Friedens-
demonstration am 8. Oktober 2016 in Berlin 

Die Ferienzeit neigt sich dem Ende entgegen, nicht aber

unser Engagement. Die immer bedrohlicher werdende politi-

sche Situation erfordert eine geeinte und erstarkte Friedens-

bewegung.  Wir  sind  zwar  noch  weit  davon  entfernt,  den

Kriegstreibern  wirklich  Schrecken  einzujagen  und  deren

Wahlchancen ernsthaft zu minimieren. Gleichwohl sind wir

über das erste Echo ermutigt, das unser Aufruf zur bundes-

weiten Demonstration in Berlin „Die Waffen nieder“ gefun-

den hat. Deshalb sollten wir in den nächsten Wochen große

Anstrengungen  unternehmen,  um  die  Friedensbewegung

wieder als wichtigen Ausdruck des Friedenswillens der Be-

völkerung ins öffentliche Bewusstsein zu bringen.

Mehr als 600 bundesweite, regionale und örtliche Frie-

densinitiativen und Personen tragen den nach gründlichen

Diskussionen verabschiedeten gemeinsamen Aufruf mit. Es

wächst  also  wieder  zusammen,  was  auf  dem Höhepunkt

des Kalten Krieges einmal zusammen war. Wir achten sehr

hoch, was friedenspolitisch in letzter Zeit geschah, die Os-

termärsche, die Aktion Stopp Ramstein, die Hiroshima – Ak-

tionen und was zum Antikriegstag angelegt  ist.  Das alles

wird in der Öffentlichkeit registriert. Und das ist gut.

Aus unserer Sicht besteht nicht nur die Notwendigkeit in

Berlin erkennbar aufzutreten, wir haben dazu auch die Mög-

lichkeit. Wir müssen noch mehr MitstreiterInnen gewinnen,

verzagte zurückholen und eine Art Aufbruchsstimmung er-

zeugen. Wir schaffen das.

Dazu ist es jetzt erforderlich, weiter UnterstützerInnen zu

gewinnen, unsere Materialien abzurufen und eigene Mate-

rialien zu erstellen. Alle Materialien können auf der Websei-

te www.friedensdemo.org heruntergeladen werden oder im

Aktionsbüro bestellt werden. Wir können auch wieder hoch-

erhobenen Kopfes agieren, überall dort wo wir leben und ar-

beiten. Einige unter uns haben schon die ersten Busfahrten

nach Berlin organisiert.  Das dient der Mobilisierung, aber,

um das nicht zu vergessen, es entsteht wieder ein Gemein-

schaftsgefühl.

Auf  diesem  Weg  werden  wir  wieder  kampagnenfähig

und die Taube am Revers wird wieder mit Stolz getragen.

Wir schlagen vor, über diese und weitere Vorschläge zu dis-

kutieren, neue Menschen hinzuzugewinnen und auch in al-

len  unseren  öffentlichen  Veranstaltungen  auf  unsere  ge-

meinsame Demonstration in Berlin hinzuweisen.
Stand: 23.08.2016
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Vorbereitungsausschuss Friedensdemonstration 8.10.

c/o DGB-Haus Berlin
Keithstr.1-3 (Raum 515)
10787 Berlin
(U-Bhf. Wittenbergplatz / Autobusse 146, 129, 119)

Festnetz: 030 – 208 398 32
Internetseite: www.friedensdemo.org
Mailanschriften: aktionsbuero@friedensdemo.org und  info@friedensdemo.org

Vorläufige Bürozeiten: Montag und Freitag:  11 – 14 Uhr, Mittwoch von 16 bis 19 Uhr.

Als Label für die Werbung haben wir uns für die altbekannte Taube (blau-weiß) entschieden, nicht nur weil sie 
als Friedenssymbol sofort (wieder-) erkennbar ist, sondern auch deutlich unter all der bunten Reklame 
hervorsticht.

Um für die Teilnahme an der Demonstration vor Ort zu werben, stehen folgende Materialien jeweils mit diesem 
Label für Euch bereit:

    - Plakat in DIN A2 und DIN A3 (mit den Demo-Infos)
    - zentrales Flugblatt als Wickelfalz (mit Demo-Infos, Text des Aufrufs, 
      ErstunterzeichnerInnen und weiteren Unterstützergruppen)
    - Flugblatt in DIN A5 (eine Seite Label andere Seite Aufruftext)
    - „Spuckis“ (Aufkleber mit den Demo-Infos) 

All diese Materialien findet Ihr auch auf der Internetseite als Druckvorlagen in pdf-Format zum Herunterladen.
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